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(B) D)

867. Sitzung

Berlin, den 5. März 2010
Beginn: 9.30 Uhr

Präsident Jens Böhrnsen: Meine sehr geehrten
Damen und Herren, ich eröffne die 867. Sitzung des
Bundesrates.

Ich darf Ihre Aufmerksamkeit zunächst auf unsere
Ehrentribüne lenken. Dort hat der Vorsitzende des
Nationalrats der Provinzen der Republik Süd-
afrika, Seine Exzellenz Herr Mninwa Johannes
M a h l a n g u ,  in Begleitung einer Delegation Platz
genommen.

Exzellenz! Nachdem wir bereits in den vergange-
nen Tagen Gelegenheit zu einem Meinungsaus-
tausch hatten, darf ich Sie und Ihre Begleitung heute
im Plenarsaal des Bundesrates sehr herzlich begrü-
ßen.

(Beifall)

Ihr Besuch trägt in erfreulicher Weise zum gegen-
seitigen Verständnis und zur Vertiefung der Bezie-
hungen zwischen unseren beiden Ländern bei. Er
setzt eine Reihe hochrangiger politischer Kontakte
zwischen Deutschland und der Republik Südafrika
fort, an denen der Nationalrat der Provinzen und der
Bundesrat besonderen Anteil haben.

In diesem Jahr werden sich aus Anlass der Fußball-
weltmeisterschaft alle Blicke besonders auf Südafrika
richten, und auch zahlreiche Deutsche – da bin ich
mir sicher – werden bei dieser Gelegenheit Ihr Land
besuchen.

Exzellenz! Sie sind in dieser Woche mit zahlreichen
Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft zusammengekommen. Dabei
konnten Sie sich ein Bild vom Stand der Dinge in
Deutschland machen. Dies werden Sie heute und
morgen in weiteren Gesprächen vertiefen.

Ich hoffe, dass Sie im Verlauf Ihrer Reise durch
Deutschland wertvolle Eindrücke gewinnen konnten
und dass Sie sich bei uns gut aufgenommen fühlen.
Im Namen des Bundesrates wünsche ich Ihnen noch
einen angenehmen Aufenthalt in Berlin.
(

Meine Damen und Herren, bevor ich mich der Ta-
gesordnung zuwende, habe ich gemäß § 23 Absatz 1
unserer Geschäftsordnung Veränderungen in der
Mitgliedschaft bekanntzugeben:

Aus dem Senat der Freien Hansestadt Bremen und
damit aus dem Bundesrat ist am 11. Februar 2010
Herr Senator Ralf N a g e l  ausgeschieden. Der Se-
nat hat am 24. Februar 2010 Herrn Senator Martin
G ü n t h n e r  zum stellvertretenden Mitglied des
Bundesrates bestellt.

Aus der Regierung des Landes Baden-Württem-
berg und damit aus dem Bundesrat sind am 24. Fe-
bruar 2010 Herr Minister Peter H a u k  und Frau
Staatsrätin Professor Dr. Claudia H ü b n e r  ausge-
schieden.

Die Landesregierung hat am 1. März 2010 als
weitere ordentliche Mitglieder des Bundesrates
neben dem bereits bestellten Ministerpräsidenten die
Herren Minister Professor Dr. Ulrich G o l l ,  Willi
S t ä c h e l e ,  Ernst P f i s t e r  und Professor
Dr. Wolfgang R e i n h a r t  sowie Frau Ministerin
Tanja G ö n n e r  benannt. Die übrigen Mitglieder
der Landesregierung wurden als stellvertretende
Mitglieder des Bundesrates bestellt.

Aus der Regierung des Landes Brandenburg und
damit aus dem Bundesrat ist am 25. Februar 2010
Frau Ministerin Jutta L i e s k e  ausgeschieden. Die
Landesregierung hat am 2. März 2010 Herrn Minister
Jörg V o g e l s ä n g e r  zum stellvertretenden Mit-
glied des Bundesrates bestellt.

Den ausgeschiedenen Mitgliedern danke ich für
ihre Arbeit im Plenum und in den Ausschüssen des
Bundesrates. Frau Ministerin Lieske danke ich be-
sonders für ihre Arbeit als Vorsitzende des Ausschus-
ses für Städtebau, Wohnungswesen und Raumord-
nung.

Den neuen Mitgliedern wünsche ich mit uns allen
hier im Hause eine gute und vertrauensvolle Zusam-
menarbeit.

Ich komme nun zur Tagesordnung. Sie liegt Ihnen
in vorläufiger Form mit 27 Punkten vor.
Redetext



(A C)

(B) D)
)
Der Freistaat Thüringen hat der Behandlung des

Punktes 26 gemäß § 23 Absatz 4 der Geschäftsord-
nung widersprochen, so dass dieser Punkt von der
Tagesordnung abgesetzt wird.

Die Punkte 4 und 10 werden miteinander verbun-
den. Punkt 20 wird nach Punkt 3 aufgerufen. Die
Punkte 21 und 24 werden – in dieser Reihenfolge –
nach Punkt 6 behandelt. Im Übrigen bleibt es bei der
ausgedruckten Reihenfolge.

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das
ist nicht der Fall.

Dann ist sie so festgestellt.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung die Punkte 1 a)
und b) auf:

a) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 98a) – Antrag der Län-
der Bayern, Berlin, Hessen, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt – (Drucksache 44/10)

b) Entwurf eines Gesetzes zur Übertragung von
Aufgaben im Bereich der freiwilligen Gerichts-
barkeit auf Notare – Antrag der Länder Bayern,
Berlin, Hessen, Niedersachsen, Sachsen-An-
halt – (Drucksache 45/10)

Beiden Anträgen sind die Länder Baden-Württem-
berg und Sachsen beigetreten.

Es liegt eine Wortmeldung von Herrn Minister
Busemann (Niedersachsen) vor.

Bernd Busemann (Niedersachsen): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Bereits im März 2008 hat
der Bundesrat Gesetzentwürfe zur Aufgabenübertra-
gung auf Notare beschlossen. Sie sind mit Ablauf der
Legislaturperiode des Deutschen Bundestages der
Diskontinuität anheimgefallen. Wir wollen diese Ini-
tiative wieder aufgreifen. Das ist vernünftig.

Unser Land ist auf eine leistungsfähige Justiz ange-
wiesen. Effiziente gerichtliche Verfahren und ver-
lässliche Entscheidungen sind für die Bürgerinnen
und Bürger sowie für die Wirtschaft von besonderer
Bedeutung. Die deutschen Gerichte erfüllen diese
Aufgaben vorbildlich. Das können wir deutschland-
weit sagen. Wir können auf unsere Justiz stolz sein.
Das zeigt auch der internationale Vergleich.

Der hohe Standard unserer Justiz muss aber auch
in Zukunft gewährleistet bleiben. Hierzu muss es ihr
ermöglicht werden, sich auf die Kernaufgaben zu
konzentrieren, und zwar nicht nur aus Kostengrün-
den. Das Grundgesetz weist den Richtern rechtspre-
chende Gewalt zu. Die Spruchrichtertätigkeit ist und
bleibt zentrale Aufgabe unserer Gerichte.

Hinsichtlich der weiteren Aufgaben, die derzeit
von den Gerichten erfüllt werden, bedarf es hinge-
gen einer kritischen Analyse: Ist es wirklich erforder-
lich, dass diese den Gerichten zugewiesen sind, oder
können sie auf andere geeignete Institutionen über-
tragen werden? Im Fokus stehen dabei die Aufgaben
der sogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit. Hier
ist nicht immer eine Entscheidung durch ein Gericht
zwingend.
(

(

Mit den Notarinnen und Notaren gibt es eine Be-
rufsgruppe, die für die Übernahme solcher Aufgaben
besonders geeignet ist. Sie sind mit den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit bereits heute
in vielfältiger Weise befasst. Sie nehmen in unserem
System der vorsorgenden Rechtspflege eine zentrale
Rolle ein, einem System, das der Rechtssicherheit
und der Unparteilichkeit verpflichtet ist und dessen
Qualitäten gerade in der Finanzkrise wieder mehr als
deutlich zutage getreten sind. Sie nehmen damit be-
reits heute originär staatliche Aufgaben wahr. Sie
sind Träger eines öffentlichen Amtes. Nicht ohne
Grund wird dies in der Bundesnotarordnung hervor-
gehoben.

Die Notarinnen und Notare üben ihr Amt unabhän-
gig, unparteilich und allein dem Recht verpflichtet
aus. Sie stehen zum Staat in einem besonderen
öffentlich-rechtlichen Treueverhältnis. Dies prädes-
tiniert sie für die Übernahme weiterer Aufgaben aus
dem Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit.

Unsere Notarinnen und Notare sind für die Über-
nahme besonders qualifiziert. Sie sind hervorragend
ausgebildet und haben vor ihrer Bestellung ein stren-
ges Auswahlverfahren durchlaufen. Im Bereich des
Anwaltsnotariats müssen die Bewerber ab 1. Mai
2011 zudem die notarielle Fachprüfung erfolgreich
bestanden haben.

In ihrer Berufspraxis sind sie tagtäglich mit Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit befasst.
Sie verfügen über breite praktische Erfahrungen
und sind mit der Materie vertraut. Das gilt gerade für
den Bereich des Nachlassrechts. Notare beurkunden
Testamente und Erbverträge. Sie nehmen Erbschafts-
anträge auf, sie verwahren Erbverträge und andere
letztwillige Verfügungen. Ich bin mir daher sicher,
dass die Aufgaben des Nachlassgerichts von den No-
tarinnen und Notaren in hervorragender Weise über-
nommen werden können.

Die Gesetzesinitiative zur Aufgabenübertragung
auf Notare stärkt die Gerichte durch die Möglichkeit
einer Beschränkung auf ihre Kernaufgaben. Sie
stärkt die Notarinnen und Notare durch die Übertra-
gung von Aufgaben, für die sie besonders qualifiziert
sind, und sie ermöglicht den Bürgerinnen und Bür-
gern gerade im Bereich des Nachlasswesens ein
ortsnahes, umfassendes und kompetentes notarielles
Angebot. Das alles führt dazu, dass wir unser be-
währtes System der vorsorgenden Rechtspflege stär-
ken.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie unsere Initiative
unterstützten. – Danke.

Präsident Jens Böhrnsen: Vielen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Diese und die unter den Tagesordnungspunkten 3,
18 und 19 zu behandelnden Gesetzesanträge haben
Gesetzentwürfe zum Inhalt, die der Bundesrat schon
in der 16. Wahlperiode beim Deutschen Bundestag
eingebracht hat. Sie sind der Diskontinuität unterfal-
len.
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Außer zu den Punkten 1 a) und b) haben erneute

Ausschussberatungen nicht stattgefunden. Die
Punkte werden entsprechend den Vorberatungen
einzeln behandelt.

Nun zur Abstimmung über Punkt 1 a), der Grund-
gesetzänderung!

Dazu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen
vor. Daraus rufe ich auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Wer dafür ist, den Gesetzentwurf nach Maßgabe
der soeben beschlossenen Änderungen beim Deut-
schen Bundestag einzubringen, den bitte ich um das
Handzeichen. – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wie vereinbart, wird Staatsministerin Dr. Merk
(Bayern) zur Beauftragten bestellt.

Wir fahren fort mit Punkt 1 b).

Zur Abstimmung liegen Ihnen auch hier die Aus-
schussempfehlungen vor. Ich rufe auf:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Wer dafür ist, den Gesetzentwurf in der soeben
festgelegten Fassung beim Deutschen Bundestag
einzubringen, den bitte ich um das Handzeichen. –
Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Wie vereinbart, wird auch hier Staatsministerin
Dr. Merk (Bayern) zur Beauftragten bestellt.

Zur gemeinsamen Abstimmung nach § 29 Absatz 2
der Geschäftsordnung rufe ich die in dem Umdruck
Nr. 2/2010*) zusammengefassten Beratungsgegen-
stände auf. Es sind dies die Tagesordnungspunkte:

2, 7, 11 bis 14, 16 b), 17, 23, 25 und 27.

Wer den Empfehlungen und Vorschlägen folgen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehr-
heit.

Es ist so beschlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des
Strafgesetzbuches (... Strafrechtsänderungsge-
setz – ... StRÄndG) – Antrag der Länder Meck-
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt gemäß
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 71/10)

Es liegt eine Wortmeldung von Frau Ministerin Pro-
fessor Kolb (Sachsen-Anhalt) vor. Bitte schön.

Prof. Dr. Angela Kolb (Sachsen-Anhalt): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
befassen uns heute zum wiederholten Male mit dem
Thema „politisch motivierte Kriminalität“. Ich
möchte die Gelegenheit nutzen, noch einmal um Un-
terstützung des gemeinsamen Gesetzesantrags der

*) Anlage 1
(

(

Länder Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-
Anhalt zu werben.

Die Entwicklung im Bereich extremistischer, frem-
denfeindlicher Straftaten beobachte ich seit einigen
Jahren mit Sorge. Auch der leichte Rückgang im
Jahre 2009, wie in Sachsen-Anhalt erfreuerlicher-
weise zu verzeichnen, kann uns nicht beruhigen. Die
Zahl dieser Straftaten – insbesondere die Zahl von
Gewaltstraftaten – ist noch immer erschreckend
hoch. Deshalb dürfen wir in unseren Kraftanstren-
gungen gegen solche Straftaten nicht nachlassen.

Nach wie vor berichten die Medien über extremis-
tisch motivierte Angriffe. Wöchentlich werden Men-
schen in Deutschland Opfer politisch motivierter Ge-
walt. Das jüngste Beispiel: Vor einer Woche ist in
Magdeburg ein Angolaner erst beleidigt und an-
schließend mit einer Eisenstange brutal zusammen-
geschlagen worden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin
mir bewusst, dass der Gesetzesantrag nicht auf unge-
teilte Zustimmung trifft und zum Teil Angriffen aus-
gesetzt ist.

Zunächst einmal bin ich mir mit den Kritikern einig
darüber, dass eine Änderung des Strafrechts kein
Allheilmittel ist. Das Strafrecht ist selbstverständlich
immer Ultima Ratio. Aus unserer Sicht ist die Geset-
zesänderung aber ein wichtiger Baustein im Gesamt-
gefüge, um zum Ausdruck zu bringen, dass men-
schenverachtende Angriffe nicht toleriert werden.

Die Besonderheit fremdenfeindlicher und rassisti-
scher Straftaten liegt darin, dass die Opfer nicht als
Individuen, sondern exemplarisch als Repräsentan-
ten einer dem Täter verhassten Menschengruppe an-
gegriffen werden. Diese Straftaten sind deshalb ge-
eignet, Angst und Schrecken in der Bevölkerung zu
verbreiten, vornehmlich bei Personen, die Minder-
heiten angehören, welche die Merkmale der Opfer-
gruppe aufweisen. Darin liegt die besondere Dimen-
sion des verwirklichten Unrechts. So ist es
folgerichtig, wenn wir nach Wegen suchen, durch
klare Regelungen des Strafgesetzbuches gewaltbe-
reiten Extremisten deutlich zu machen, dass ihre
Handlungen empfindliche Strafen nach sich ziehen,
indem das Unrecht der Handlung bei der Feststel-
lung der Höhe des Strafmaßes verstärkt berücksich-
tigt wird.

Kritisch wird eingewandt, dass schon nach gelten-
dem Recht die Beweggründe der Tat bei der Strafzu-
messung, d. h. dann strafschärfend, zu berücksichti-
gen sind und dass zur Verteidigung der
Rechtsordnung kurzzeitige Freiheitsstrafen statt
Geldstrafen verhängt oder kurze Freiheitsstrafen
nicht zur Bewährung ausgesetzt werden können.

Allerdings müssen wir feststellen – auch das gehört
zur Realität –, dass sich die Strafverfolgungsbehör-
den mit den Motiven der Tat und ihrer gesellschaftli-
chen Tragweite nicht immer tiefgreifend auseinan-
dersetzen. Wir legen Änderungsvorschläge für ein
Regelungssystem vor, das einerseits dem dargestell-
ten Rechtsschutzbedürfnis gerecht wird, sich ande-
rerseits nahtlos in die allgemeine Strafzumessungs-
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dogmatik einfügt, da es den Gerichten genügend
Handlungsspielraum im Einzelfall belässt.

Wir haben unseren Gesetzentwurf bewusst nicht
auf rassistische und fremdenfeindliche Beweggründe
beschränkt. Dies würde dem Auftrag des Grundge-
setzes nicht entsprechen. Der Gesetzesantrag zielt
nicht darauf ab, politisches Strafrecht – ein oft zu le-
sendes Vorurteil mit Blick auf den Entwurf – zu schaf-
fen. Artikel 3 Absatz 3 des Grundgesetzes enthält
das umfassende Verbot, einen Menschen wegen sei-
nes Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse,
seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines
Glaubens, seiner religiösen oder politischen An-
schauungen zu benachteiligen.

Abschließend möchte ich daran erinnern, dass un-
ser Gesetzesantrag im Einklang mit Forderungen
von Gremien der Europäischen Union steht, die sich
für eine solche Regelung in allen Mitgliedstaaten
einsetzen.

Ich bitte darum, den Gesetzesantrag zu unterstüt-
zen. – Herzlichen Dank.

Präsident Jens Böhrnsen: Vielen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt
haben den Antrag auf sofortige Sachentscheidung
zurückgezogen.

Ich weise die Vorlage daher zur weiteren Beratung
dem Rechtsausschuss – federführend – und dem Aus-
schuss für Innere Angelegenheiten – mitberatend –
zu.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 20 auf:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Strafgesetzbuches – Antrag des Freistaates
Sachsen gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Druck-
sache 98/10)

Dem Antrag ist Bayern beigetreten.

Es liegen zwei Wortmeldungen vor. Zunächst
Staatsminister Ulbig (Sachsen).

Markus Ulbig (Sachsen): Herr Präsident! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fast täglich errei-
chen uns Berichte und Meldungen über die Aus-
übung von Gewalt. Ob es Auseinandersetzungen auf
Schulhöfen, Fälle häuslicher Gewalt oder Übergriffe
in öffentlichen Verkehrsmitteln betrifft, Gewalt fin-
det in nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen
statt.

Im Alltag unserer Polizeibeamten ist das Thema
„Gewalt“ längst im doppelten Sinne angekommen:
Bei gewalttätigen Auseinandersetzungen werden un-
sere Beamten nicht nur zu Hilfe gerufen, sie werden
selbst immer öfter zur Zielscheibe.

Zwar ist Gewalt gegen Polizisten kein neues Phä-
nomen; sie hat aber in der jüngsten Vergangenheit in
quantitativer und qualitativer Hinsicht neue Dimen-
sionen und Formen erreicht. Bundesweit sind die
(

(

Fallzahlen des Widerstandes gegen Vollstreckungs-
beamte um 31 % angestiegen.

Die Mittel der Gewaltanwendung sind teilweise
erschreckend: Unsere Beamten sind bei Einsätzen oft
Flaschen- und Steinwürfen, Angriffen mit Molotow-
cocktails oder Feuerwerkskörpern ausgesetzt. Nicht
nur im übertragenen Sinne, sondern tatsächlich hal-
ten sie ihren Kopf auch dann hin, wenn Gewalttäter
ihnen mit Eisenstangen begegnen.

Dieser Zustand ist inakzeptabel. Solche Gewalt-
taten sind zu verurteilen, und zwar von der gesamten
Gesellschaft. Denn wer Polizisten angreift, greift die
Gesellschaft, unser Gemeinwesen, uns alle an.

Die Innenminister und -senatoren von Bund und
Ländern sind nicht bereit, dieser Entwicklung und
der weiteren Eskalation der Gewalt zuzusehen. Wir
haben uns im vergangenen Jahr deshalb mehrfach
mit dem Thema „Gewalt gegen Polizeibeamte“ be-
fasst und Maßnahmen beschlossen, die dem besseren
Schutz der Amtsträger dienen sollen. Das zeigt, dass
wir gemeinsam intensiv nach einem Weg suchen, un-
sere Polizeibeamten im Einsatzgeschehen zu schüt-
zen, wenn sie z. B. mit gewaltbereiten Fußball-Hooli-
gans konfrontiert werden oder Autonome und
Extremisten versuchen, sich durch Gewalt Aufmerk-
samkeit zu verschaffen.

Mit unserer Gesetzesinitiative möchten wir ein
deutliches Zeichen gegen die Bagatellisierung von
Gewalt gegen Polizeibeamte setzen. Gleichzeitig
möchten wir den strafrechtlichen Schutz derer, die
sich dem Schutz unseres Gemeinwesens verschrie-
ben haben, verbessern und damit nach außen doku-
mentieren: Gewalt gegen Polizeibeamte ist inakzep-
tabel.

Unsere Gesetzesinitiative besteht aus zwei Ele-
menten: Zum einen schlagen wir eine Erhöhung des
Regelstrafrahmens von bisher zwei auf nunmehr
drei Jahre Freiheitsstrafe vor. Zum anderen wird in-
folge der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts die Strafverschärfung in Absatz 2 auf den Ge-
brauch von „anderen gefährlichen Werkzeugen“
erweitert. Diese Änderungen erfolgen mit Augen-
maß und fügen sich systemgetreu und harmonisch in
das Strafgesetzbuch ein.

Mit der vorgeschlagenen Erhöhung des Strafrah-
mens soll zum einen der Bagatellisierung begegnet
werden, die nach meiner Überzeugung auch Ergeb-
nis des zu niedrigen Strafrahmens ist. Zum anderen
sind aber auch die Relationen zu anderen Straftaten
nicht gewahrt. Es kann doch nicht sein, dass der
Straftatbestand der Fischwilderei den gleichen Straf-
rahmen beinhaltet wie der aktuelle § 113 Strafgesetz-
buch!

Ebenso steht für mich nicht in einem sinnvollen
Verhältnis zu § 113, dass § 305a Strafgesetzbuch bis
zu fünf Jahre Freiheitsstrafe für die Zerstörung von
Kraftfahrzeugen der Polizei vorsieht. Warum, meine
sehr geehrten Damen und Herren, schützen wir straf-
rechtlich die Arbeitsmittel der Polizei besser und in-
tensiver als die handelnden Personen?
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An dieser Stelle müssen wir eine Strafbarkeits-

lücke schließen. Gegenstände, die nach ihrer objek-
tiven Beschaffenheit und der konkreten Benutzung
im Einzelfall geeignet sind, erhebliche Verletzungen
von Polizeibeamten zu verursachen, müssen eben-
falls vom strafverschärfenden Regelbeispiel erfasst
werden. Im Zusammenhang beispielsweise mit den
Körperverletzungsdelikten kennt das Strafgesetz-
buch die Verknüpfung von „Waffe“ und „gefährli-
chem Werkzeug“ seit langer Zeit.

Die sächsische Gesetzesinitiative wird ein wichti-
ger Baustein sein, um ein weiteres Ansteigen der Ge-
walt gegen unsere Polizistinnen und Polizisten zu
verhindern. Gleichzeitig beziehen wir eindeutig und
unmissverständlich Position zu Gunsten unserer Poli-
zistinnen und Polizisten und werden Gewalttätern
auch mit den Mitteln des Strafrechts entgegentreten.

Ich bitte Sie um wohlwollende Beratung des Ge-
setzentwurfs in den Ausschüssen. – Besten Dank.

Präsident Jens Böhrnsen: Vielen Dank!

Das Wort hat nun Frau Staatsministerin Dr. Merk
(Bayern).

Dr. Beate Merk (Bayern): „Brutale Attacken gegen
Polizisten nehmen zu“, „Chaoten verletzen am
1. Mai 273 Polizisten“, „Sind Polizisten die Prügel-
knaben der Nation?“ – Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren, das sind Schlagzeilen
des letzten Jahres!

Sie lassen die politischen Alarmglocken zu Recht
Sturm läuten. In den vergangenen Jahren haben ge-
walttätige Übergriffe gegen Polizisten drastisch zu-
genommen, und das nicht nur bei Demonstrationen
oder Fußballspielen, sondern immer auch ganz kon-
kret in der alltäglichen Arbeit der Polizeibeamten.

Es gibt aber nicht nur mehr Gewalt. Besonders er-
schreckend ist, dass die Schraube der Eskalation im-
mer weitergedreht wird. Wo früher geschimpft oder
vielleicht auch versucht wurde, mit Gewalt zu ent-
kommen, werden heute immer häufiger Waffen und
andere gefährliche Werkzeuge gegen unsere Polizis-
tinnen und Polizisten eingesetzt. Selbstverständlich
verfolgen unsere Staatsanwaltschaften dieses Tun
konsequent und mit aller Härte. Dennoch: Die
Hemmschwelle der Täter sinkt immer weiter.

Der drastische Anstieg der Zahl der Angriffe ge-
gen Polizisten und die immer neuen Rekordstände
bei den sogenannten Widerstandshandlungen sind
eine Herausforderung für unseren Rechtsstaat.
Wenn wir die Spirale der Gewalt stoppen wollen,
müssen wir entschlossen handeln, gerade zum
Schutz derjenigen, die sich tagtäglich für die Sicher-
heit auf unseren Straßen und für die Durchsetzung
des Rechts einsetzen.

Sachsen hat mit einem Entwurf einen ersten Schritt
getan. Bayern geht diesen Weg als Mitantragsteller
mit.
(

(

Der Entwurf Sachsens zielt auf zwei Punkte: zum
einen auf die Erhöhung des Höchstmaßes der Frei-
heitsstrafe für das Grunddelikt des Widerstands ge-
gen Vollstreckungsbeamte von zwei auf drei Jahre.
Eine Anhebung des Strafrahmens halte ich für zwin-
gend und für längst überfällig. Wir müssen im Straf-
gesetzbuch ein Signal für die Polizistinnen und Poli-
zisten setzen, die tagtäglich für unsere Sicherheit im
Einsatz sind und dabei immer öfter Leib und Leben
riskieren müssen.

Der Entwurf enthält ein zweites wichtiges Signal:
Bislang nennt das Gesetz ausdrücklich nur den Wi-
derstand gegen Vollstreckungsbeamte unter Ver-
wendung von Waffen. Was aber ist, wenn Polizeibe-
amte mit anderen gefährlichen Werkzeugen, wie
abgeschlagenen Glasflaschen, schweren Steinen
oder Eisenstangen, attackiert werden? Der Gesetz-
entwurf schließt hier eine offensichtliche Lücke. So
weit, so gut.

Aber die Diskussion muss noch weiter gehen. Es
geht doch darum: Was ist uns unsere Polizei – Frauen
und Männer, die unseren Rechtsstaat verteidigen
und die für dessen Durchsetzungsfähigkeit stehen –
eigentlich wert? Wer einen Polizeibeamten angreift,
sich ihm gewalttätig widersetzt, der greift den
Rechtsstaat, der greift uns alle an. Halten wir vor die-
sem Hintergrund maximal drei Jahre Freiheitsstrafe
wirklich für angemessen? Dieser Diskussion müssen
wir uns stellen. Der Strafrahmen insgesamt gehört
auf den Prüfstand. Und wir sollten selbstbewusst ge-
nug sein, ein deutliches Zeichen zu setzen.

§ 113 StGB – und wie wir ihn in Zukunft fassen – ist
Ausdruck der Stärke unseres Rechtsstaats. Diese
Stärke muss sich auch aus dem Straftatbestand selbst
ergeben und darf nicht quasi hinter andere Strafnor-
men zurücktreten.

Ich bitte Sie um Unterstützung des Antrags.

Präsident Jens Böhrnsen: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor.

Sachsen hat seinen Antrag auf sofortige Sachent-
scheidung zurückgezogen.

Ich weise die Vorlage daher zur weiteren Beratung
dem Rechtsausschuss – federführend – und dem Aus-
schuss für Innere Angelegenheiten – mitberatend –
zu.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich Tagesord-
nungspunkt 4 und Tagesordnungspunkt 10 auf:

4. Entschließung des Bundesrates über Maß-
nahmen gegen Spekulationen auf den Finanz-
märkten und ungerechtfertigte Banker-
Bonuszahlungen – Antrag der Länder Berlin,
Brandenburg, Bremen, Rheinland-Pfalz gemäß
§ 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 68/10)

in Verbindung mit

10. Entwurf eines Ausführungsgesetzes zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1060/2009 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 16. September
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2009 über Ratingagenturen (Ausführungs-
gesetz zur EU-Ratingverordnung) (Drucksache
33/10)

Dem Entschließungsantrag unter Punkt 4 ist Meck-
lenburg-Vorpommern beigetreten. 

Es liegen Wortmeldungen vor. Zunächst spricht Se-
nator Dr. Nußbaum (Berlin). 

Dr. Ulrich Nußbaum (Berlin): Sehr geehrter Herr
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bewälti-
gung der Finanz- und Wirtschaftskrise hat die Bun-
desrepublik an den Rand ihrer finanziellen Möglich-
keiten gebracht. Viel mehr geht nicht; das muss uns
allen klar sein. Eine weitere Krise können wir aus
den laufenden Haushalten nicht finanzieren. Wir
werden genug damit zu tun haben, die Folgen der
aktuellen Krise zu bewältigen.

Der deutsche Schuldenberg wird bis 2013 auf
über 2 Billionen Euro ansteigen; das sind rund
25 000 Euro pro Einwohner. Die Schuldenstands-
quote – das Verhältnis von Schuldenstand zum Brut-
toinlandsprodukt – bewegt sich gleichzeitig auf 85 %
zu. 85 %, meine Damen und Herren – und wir mei-
nen, wir könnten Griechenland glaubwürdig Rat-
schläge geben!

In Berlin fragen mich besorgte Bürgerinnen und
Bürger – ich meine, zu Recht –, woher die fehlenden
Milliardenbeträge kommen sollen. Was ist mit unse-
rer Rente? Was ist mit unserer Krankenversorgung?
Was ist mit unseren Sozialsystemen? Wie steht es um
unsere Zukunft?

Von der Bundesregierung ist darauf bisher keine
überzeugende Antwort gekommen. Wachstumsbe-
schleunigungsgesetze mögen zwar eine bestimmte
Klientel zufriedenstellen; die Verschuldung werden
sie indes nicht stoppen. Auch international oder auf
EU-Ebene sind keine gemeinsamen Lösungen abseh-
bar.

Wir fordern die Bundesregierung auf, endlich kon-
sequent zu handeln:

Erstens. Wir erwarten von der Bundesregierung,
dass sie sich für die Einführung einer internatio-
nalen, zumindest EU-weiten Finanztransaktions-
besteuerung einsetzt. Nur so können Spekulationen
auf den internationalen Finanzmärkten eingedämmt
und ein Teil der Spekulationsgewinne zu Gunsten
der öffentlichen Haushalte, die bisher die Krise
finanziert haben, umgeleitet werden. 

Zweitens. Wir erwarten von der Bundesregierung,
dass sie die Bekämpfung der Steuerhinterziehung
und von Steueroasen fortsetzt. Bestenfalls geht sie
noch weiter; denn auch die sogenannten legalen
Steuerschlupflöcher müssen gestopft werden. Wir
brauchen gesetzliche Maßnahmen, die die steuer-
induzierte Verlagerung von Geschäftsaktivitäten ins
Ausland einschränken oder sogar verhindern. 

Drittens erwarten wir von der Bundesregierung,
dass sie gegen Systeme überhöhter Leistungsvergü-
tung vorgeht. Hier darf es keine falschen Anreize zu
künftigen Risikogeschäften geben, schon gar nicht
(
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auf Kosten bzw. zu Lasten der Steuerzahler. Wir
brauchen Regelungen für ein transparentes und
angemessenes Vergütungssystem der Banken, das
sich in jedem Fall an dem Prinzip der Nachhaltigkeit
orientiert und nicht – wie bisher – kurzfristige Profite
belohnt. 

Gleichzeitig sollten wir prüfen, wie wir über steu-
erliche Maßnahmen die Profiteure der staatlichen
Rettungsgelder stärker an den Kosten beteiligen kön-
nen. Möglich wären hier eine allgemeine Banken-
abgabe, eine unmittelbare Abgabe auf Bonuszah-
lungen oder die Begrenzung der steuerlichen
Absetzbarkeit von Gehältern und Abfindungen. Ich
meine, das sind wir unseren Bürgerinnen und Bür-
gern schuldig. Sie haben bisher die Krise finanziert.
Es geht darum, den Profiteuren einen Teil ihrer
Windfall-Profits wegzunehmen.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ich habe
es kurz gemacht. Ich würde mich freuen, wenn nun-
mehr auch die Bundesregierung die notwendigen
Maßnahmen kurzentschlossen umsetzen würde. Das
heißt: Profiteure der Krisenmaßnahmen an der Finan-
zierung beteiligen! Falsche Anreizstrukturen ab-
schaffen! Unsere öffentlichen Haushalte wieder stär-
ken!

Ich bitte um Ihre Zustimmung zu dem vorliegenden
Entschließungsantrag – im Interesse Ihrer Länder,
aber auch im gesamtstaatlichen Interesse. – Vielen
Dank.

Präsident Jens Böhrnsen: Vielen Dank! 

Das Wort hat Ministerpräsident Wulff (Niedersach-
sen).

Christian Wulff (Niedersachsen): Sehr geehrter
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren Kolleginnen und Kollegen! Das Thema, über
das wir gerade beraten, wird sicherlich auch in den
nächsten Monaten eine wichtige Rolle spielen. Die
Bürger erwarten zu Recht – Herr Kollege Nußbaum
hat darauf hingewiesen –, dass wir aus der Finanz-
und Wirtschaftskrise die richtigen Konsequenzen
und Lehren ziehen, und uns vor allem an dem Prinzip
der Nachhaltigkeit orientieren. 

Eine ehrliche Analyse der weltweiten Finanz- und
Wirtschaftskrise zeigt: Nichts ist einfach über uns ge-
kommen, sondern viele politische Entscheidungen
zur Steigerung der sogenannten Attraktivität der je-
weiligen Finanzplätze haben die Dimension der Krise
erst ermöglicht. Auf internationaler Ebene ist mit gro-
ßer Sorge zu beobachten, dass immer mehr Länder
vor einer zu starken Finanzmarktaufsicht zurück-
schrecken. Regeln und die Aufsicht über deren Ein-
haltung sind aber nur dann wirksam, wenn sie für
alle gelten. Sonst ergeben sich wieder Freiräume und
Regelungslücken, die es gerade zu schließen gilt. 

Im Kern geht es darum, dass die Bürgerinnen und
Bürger in unserem Land nicht das Gefühl bekom-
men, die Verluste im Bankensektor seien von allen zu
tragen, die Gewinne aber könnten privat verein-
nahmt werden. 
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Der heute zur Beratung anstehende und in die Aus-

schüsse zu überweisende Entschließungsantrag
bringt nach meiner Meinung wenig neue Erkennt-
nisse. Er ist zum Teil überholt – das wird vermutlich
auch die Bundesregierung gleich im Einzelnen darle-
gen können – und geht in einzelnen Punkten nicht
weit genug. Auch deshalb ist die Diskussion im Bun-
desrat erforderlich. 

Es kann nicht sein, dass Bankmanager die Ertrags-
chancen eines Einzelunternehmers für sich bean-
spruchen, sich aber beim Risiko darauf berufen, sie
seien nur Angestellte. Da kann man von familienge-
führten Unternehmen viel lernen. Deren Inhaber tra-
gen Verantwortung und haften persönlich für die von
ihnen mitverursachten wirtschaftlichen Risiken. 

Wir werden bereits in der nächsten Plenarsitzung
des Bundesrates über Vergütungsregeln debattieren;
die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf über
die aufsichtsrechtlichen Anforderungen an die Ver-
gütungssysteme von Instituten und Versicherungs-
unternehmen beschlossen. Damit werden gerade die
vom Rat für Finanzstabilität entwickelten Prinzipien
für solide Vergütungspraktiken in der Finanzbranche
und die darauf aufbauenden konkreten Standards
auf eine gesetzliche Grundlage gestellt. 

Über allem steht nicht die Forderung nach nationa-
len Alleingängen, sondern die Notwendigkeit der
Schaffung eines internationalen Ordnungsrahmens,
der verhindert, dass sich eine solche Krise wiederho-
len kann. Es kann nicht angehen, dass Vorstände
ihre Verantwortung für die Beurteilung der Bonität
blind auf Ratingagenturen delegieren und die zu-
grunde liegenden Geschäfte ebenso wenig verstehen
wie den finanzmathematischen Ansatz zur Einschät-
zung der Risiken. Das sind keine nachhaltigen
Konzepte. Gerade bei der mangelhaften Risikoge-
wichtung spielten die Ratingagenturen eine verhäng-
nisvolle Rolle; auf deren Bewertung wurde blind ver-
traut. Deshalb müssen wir für Ratingagenturen eine
effektive Aufsicht, Mindeststandards und Sanktions-
möglichkeiten festlegen. 

Ich weise darauf hin, dass die Europäische Union
Druck macht, in Zukunft nicht nur Länderkredite,
sondern auch – nach wie vor recht günstige – Kom-
munalkredite mit Eigenkapital zu unterlegen. Dann
würden künftig nicht nur die 16 Bundesländer „gera-
tet“ – von welchen Ratingagenturen und unter
welchen Bedingungen auch immer –, was nachhaltig
höhere Kreditfinanzierungskosten zur Folge hätte,
auch die Zeit kosten- und zinsgünstiger Kommunal-
kredite fände ihr Ende. Die Folge wäre eine Ver-
schärfung der ohnehin dramatischen finanziellen
Lage unserer Kommunen. 

Während die Politik in Deutschland, das Financial
Stability Board und die Baseler Kommission die Kon-
sequenzen ziehen, scheint die Botschaft in der Ban-
kenwelt – leider – nicht überall angekommen zu sein.
Nach wie vor ist die Orientierung an der Rendite un-
ter weitgehender Vernachlässigung der eingegange-
nen Risiken der primäre, ursächliche Treiber des
(
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Handelns, insbesondere international tätiger Invest-
mentbanker. 

Die aktuellen Vorgänge um die griechische Schul-
denentwicklung müssen für uns Anlass zu einer in-
tensiven, auch in den Ausschüssen des Bundesrates
zu führenden Diskussion über die Fehlentwicklun-
gen sein. Jeder von uns weiß: Athen muss sparen und
sich unter ohnehin schwierigen Bedingungen refi-
nanzieren. Wenn man aber in diesen Tagen beobach-
tet, dass Banken und Hedgefonds die als Credit
Default Swaps bezeichneten Kreditversicherungen
nutzen, um darauf zu wetten, dass Athen seine
Schulden nicht begleichen kann, dann ist das unver-
antwortlich. Diese Swaps werden als Spekulations-
instrumente missbraucht: Je mehr Geldgeber sich ge-
gen eine Pleite Griechenlands wappnen, desto höher
erscheint Käufern neuer Staatsanleihen das Risiko.

Schon reagieren die Ratingagenturen und sorgen
mit einer schlechteren Bewertung griechischer
Staatsanleihen für eine Beschleunigung der Spirale.
Damit wird es für die Regierung in Athen immer
schwieriger oder teurer, sich neues Kapital zu be-
schaffen. 

Durch die Möglichkeit, Leerverkäufe auch über
Staatsanleihen zu platzieren, wird das Problem ver-
schärft. Diejenigen, die Griechenland falsche Rat-
schläge gegeben haben, verdienen heute daran, dass
Griechenland deren Folgen zu bewältigen hat. 

Wir müssen dem einen Riegel vorschieben, ohne
solche für die Exportwirtschaft notwendigen Ge-
schäfte gänzlich unmöglich zu machen. Auch des-
halb ist die Beratung im Ausschuss erforderlich. Von
Renditegier getriebenes Handeln auf den Finanz-
märkten darf nicht zu immer höheren Spekulations-
gewinnen bei gleichzeitig immer höheren Risiken
führen. Wir müssen eine global abgestimmte und
durchsetzbare strenge Regulierung der Finanz-
märkte implementieren, die auf reine Gewinnmaxi-
mierung orientierte Banken und Hedgefonds zu einer
Begrenzung des Risikos auf diese selbst führt. 

Zukünftig darf kein Finanzmarktakteur, kein
Finanzplatz und kein Finanzprodukt mehr gänzlich
unbeaufsichtigt sein. Das ist die Aufgabe der Politik.
Das ist die Pflicht eines verantwortungsvollen, funk-
tionierenden Staates. An dieser Debatte wird sich der
Bundesrat neben dem Bundestag und der Bundes-
regierung intensiv zu beteiligen haben. Sonst wür-
den wir die an uns gerichteten Erwartungen der Be-
völkerung enttäuschen. 

Präsident Jens Böhrnsen: Das Wort hat Staats-
minister Dr. Kühl (Rheinland-Pfalz). 

Dr. Carsten Kühl (Rheinland-Pfalz): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! In der
Politik – quer durch alle Parteien – ist seit eineinhalb
Jahren unumstritten, dass wir auf den Finanzmärkten
neue Rahmenbedingungen setzen müssen. Über alle
Vorschläge ist diskutiert worden; sie liegen seit ca.
einem Jahr auf dem Tisch. 
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Seit dem vergangenen Mittwoch wissen wir, dass

sich die deutsche Bundesregierung in einem Ideen-
wettbewerb um Konzepte befindet. Das Bundeswirt-
schaftsministerium und das Bundesfinanzministerium
haben ihre Vorstellungen über die Presse in die Öf-
fentlichkeit gebracht. Weder ist ein Regierungsent-
wurf im Kabinett behandelt noch ein Referentenent-
wurf in die Ressortabstimmung gegeben worden; es
gab nur unabgestimmte, zum Teil widersprüchliche
Papers oder Non-Papers. Das ist sicherlich unzurei-
chend. 

Worum geht es? Auf der einen Seite ist die Frage zu
beantworten, wer die Kosten der Finanzmarktkrise
tragen soll. Auf der anderen Seite sind ordnungspoli-
tische Rahmenbedingungen zu setzen, damit eine
Krise wie diejenige, die wir erlebt haben, nicht wie-
der entstehen kann. 

Was die Kosten der Krise angeht, so ist es not-
wendig, den Gerechtigkeitsgesichtspunkt und das
Verursacherprinzip ins Feld zu führen. Es gibt ver-
schiedene Vorschläge. Die US-amerikanische Admi-
nistration unter O b a m a  plädiert für eine Sonder-
abgabe. Das Bundeswirtschaftsministerium hat im
„Handelsblatt“ mitteilen lassen – der Mitteilung liegt
ein Non-Paper zugrunde –, dass es sich einen Stüt-
zungsfonds vorstellen könne. Die Höhe der an diesen
zu entrichtenden Abgabe solle sich am Risiko der Pa-
piere orientieren. 

Wir machen in unserem Antrag deutlich, dass wir
eine Finanztransaktionssteuer für das richtige
Instrument halten. Drei Gründe sprechen dafür: Die
Finanztransaktionssteuer ist fiskalisch wirksam und
greift den Gerechtigkeitsgedanken auf. Sie hat auch
eine präventive Funktion: Sie senkt Arbitragege-
winne, und spekulative Transaktionen auf den natio-
nalen und internationalen Finanzmärkten nehmen
ab. 

Die Bundesregierung befindet sich in einem Ideen-
wettbewerb. Wenn ich die Bundeskanzlerin und den
Bundesfinanzminister richtig verstanden habe, plä-
dieren sie für eine Finanztransaktionssteuer; das
Bundeswirtschaftsministerium plädiert eher für einen
Stützungsfonds. Wir wissen nicht, ob die Bundesre-
gierung die Dinge national oder international regeln
möchte und ob bereits internationale Absprachen er-
folgt sind. Wir sagen klar: Wir wollen eine internatio-
nale, zumindest eine EU-weite Regelung. Wenn es
keine Verständigung gibt, ist eine nationale Lösung
notwendig, schon unter fiskalischem Gesichtspunkt.
Ich wiederhole unsere Forderung an die Bundes-
regierung: Beenden Sie den Ideenwettbewerb! Han-
deln Sie!

Lassen Sie mich zwei Beispiele nennen, die die
ordnungspolitischen Implikationen verdeutlichen:

Erstes Beispiel! Das Bundesfinanzministerium
schlägt zu Recht vor, keine ungedeckten Leerver-
käufe mehr zuzulassen. Diese wurden im September
2008 von der BaFin untersagt. Das Verbot wurde
dreimal verlängert, aber zum 31. Januar 2010 aufge-
hoben. Ich verstehe nicht, warum das Verbot nicht
perpetuiert wird, obwohl sich alle Beteiligten – ein-
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schließlich des Bundesfinanzministeriums – in
diesem Punkt einig sind. Zumindest sollte ein Ge-
setzgebungsverfahren mit dem Ziel des dauerhaften
Verbots ungedeckter Leerverkäufe in Gang gesetzt
werden. Auch an dieser Stelle gilt für die Bundes-
regierung: Schluss mit dem Ideenwettbewerb! Han-
deln Sie!

Zweites Beispiel! Herr Ministerpräsident Wulff hat
die Credit Default Swaps angesprochen. In dem Pa-
pier des Bundeswirtschaftsministeriums finden wir
die – grundsätzlich vernünftige – Forderung nach ei-
nem Selbstbehalt für den Emittenten bzw. den ur-
sprünglichen Kreditgeber.

Eine Maßnahme könnte sicherlich unmittelbar voll-
zogen werden – auch das hat Herr Wulff angespro-
chen –: Es ist unverständlich, warum zugelassen
wird, dass jemand gegen Griechenland spekuliert,
obwohl er keine griechischen Anleihen im Portfolio
hat. Stellen Sie sich vor, die Bundesregierung würde
Versicherungen gegen den Ausfall griechischer An-
leihen erwerben, obwohl sie keine griechischen An-
leihen im Portfolio hat, und heute redet die Bundes-
kanzlerin mit dem griechischen Ministerpräsidenten
über die Entschuldung! Das wäre eine skurrile Situa-
tion. Die Bundesregierung würde so etwas nicht tun,
aber auf den Weltfinanzmärkten passiert es ständig. 

Es gibt eine Reihe weiterer Vorschläge zur Neuge-
staltung des ordnungspolitischen Rahmens. Diese
reichen von der Veränderung der Eigenkapitalvor-
schriften bis hin zum Verbot von Over-the-Counter-
Geschäften, d. h. von Direktverkäufen. 

Herr Koschyk, das Papier, das Sie am Mittwoch der
Presse vorgestellt haben, enthält eine Reihe von ver-
nünftigen Punkten. Beispielsweise die Forderung
nach einer Verbesserung des Verbraucherschutzes
findet sich in den Vorschlägen wieder, die Rheinland-
Pfalz zu dem Gesetzentwurf betreffend Ratingagen-
turen unter Tagesordnungspunkt 10 gemacht hat.
Auch hier ist rasches Handeln geboten. Wir brauchen
kein längeres Nachdenken oder gar Stillstand. 

Herr Wulff hat auf den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung über die Vergütungssysteme im Finanz-
bereich hingewiesen. Darüber werden wir in drei
Wochen im Bundesrat beraten. Ich habe den Ein-
druck, dass die Bundesregierung an dieser Stelle ein
bisschen zu kurz gesprungen ist. Der Gesetzentwurf
sieht ein langwieriges Ordnungswidrigkeitsverfah-
ren vor.

Ich meine, dass das, was wir in unserem Entschlie-
ßungsantrag komplementär fordern, vernünftig ist:
entweder eine besondere Besteuerung der Boni oder
ihre geringere Abzugsfähigkeit von den Betriebsaus-
gaben. Mit der Einführung der Abgeltungssteuer
haben wir uns im deutschen Steuerrecht vom synthe-
tischen Einkommensteuerbegriff weg- und zum dua-
len Einkommensteuerbegriff hinbewegt. Insofern ist
unser Vorschlag nicht ungewöhnlich. Es ist auch
nicht unüblich, dass in bestimmten Bereichen Be-
triebsausgaben nicht vollständig steuerlich abgezo-
gen werden können.
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Ich komme zum Ende. Die Bundesregierung ist ge-

fordert, folgende Fragen definitiv zu beantworten:
Was will sie national, was international regeln? Wie
will sie die Banken bzw. die Finanzmärkte an den
Kosten der Finanzmarktkrise beteiligen? Welche
Maßnahmen will sie auf nationaler Ebene ergreifen,
um solche Finanzkrisen in Zukunft zu vermeiden?

Nichtstun oder ein weiteres Hinauszögern von Re-
gelungen wären angesichts der damit verbundenen
hohen Risiken auf den internationalen Finanzmärk-
ten unverantwortlich. Die größte Volkswirtschaft in
der Europäischen Union hat eine besondere Verant-
wortung, der sie gerecht werden muss. 

Präsident Jens Böhrnsen: Das Wort hat Staats-
minister Boddenberg (Hessen).

Michael Boddenberg (Hessen): Herr Präsident!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr
Dr. Kühl, ich will den von Ihnen zuletzt angesproche-
nen Punkt aufgreifen. Sie haben Recht: Die Bundes-
regierung ist selbstverständlich immer gefordert, na-
türlich auch hinsichtlich der Fragen, über die wir hier
diskutieren. Sie erwecken jedoch einen falschen Ein-
druck, wenn Sie behaupten, es gebe einen Königs-
weg zur Lösung der Probleme. Sie haben in diesem
Zusammenhang von einem „Wettbewerb der Ideen“
unter verschiedenen Bundesministerien gesprochen. 

Wenn es international breite Übereinstimmung
darüber gäbe, wie eine Krise vermieden werden
kann, dann hätte es die vergangene Krise möglicher-
weise nicht gegeben. Kurzum, wir müssen Acht ge-
ben, dass wir mitten in der aktuellen Krise nicht das
Kind mit dem Bade ausschütten und Maßnahmen er-
greifen, die wir später bereuen. Solche Maßnahmen
sind vielleicht dazu geeignet, in der Öffentlichkeit ei-
nen kurzfristigen Beruhigungseffekt zu erzeugen;
wenn sie aber nachhaltige Störungen des Finanz-
marktes mit sich bringen, sind damit auch Implikatio-
nen für die Volkswirtschaft verbunden. 

Der vorliegende Antrag enthält zahlreiche Punkte,
mit denen wir einverstanden sind, zumindest was die
Zielsetzung angeht. Wir wollen das Eintreten einer
Krise nicht hinauszögern, sondern verhindern. Es ist
nach wie vor notwendig, darüber zu debattieren – in-
soweit bin ich wiederum bei Ihnen –, inwieweit wir
die Unternehmen der Finanzbranche an den Kosten
der Krise der vergangenen anderthalb Jahre beteili-
gen können. 

Die von Ihnen, Herr Dr. Kühl, vorgeschlagene
Finanztransaktionssteuer halte ich nach wie vor für
äußerst problematisch. Sie scheint auf den ersten
Blick die naheliegende Lösung zu sein, weil sie dieje-
nigen belastet, die auf den Finanzmärkten hohe Vo-
lumina bewegen. Sie ist aber nicht nur insofern pro-
blematisch, als damit die Produkte verteuert werden;
vor allem besteht die Notwendigkeit, eine interna-
tionale Abstimmung vor ihrer Einführung herbei-
zuführen. Wenn uns das nicht gelingt, werden wir
erleben, was Schweden nach Einführung der Börsen-
umsatzsteuer im Jahre 1985 erlebt hat: 85 % der Um-
(

(

sätze haben sich auf andere Handelsplätze verlagert.
Der Effekt war gleich null. In Großbritannien hat
man mit einer Steuer auf Handelsprodukte Schiff-
bruch erlitten. Letztlich hat man eine Reihe von Aus-
nahmen zugelassen, unter anderem für Derivate – Sie
haben die Kreditversicherungen angesprochen, Herr
Dr. Kühl –, also in dem Bereich, der einer der wesent-
lichen Auslöser der Krise war.

Ich finde es richtig, dass nicht nur die Bundesregie-
rung, sondern wir alle im Interesse des Finanzplatzes
Deutschland für markante Veränderungen streiten.
Allerdings habe ich nicht das Gefühl, dass es eines
Auftrags an die Bundesregierung bedarf, auf interna-
tionaler Ebene Verabredungen und Regelungen zu
treffen. Ich erinnere nur an das Treffen der G-7-
Finanzminister und an die Zusammenkünfte der
G 20, zuletzt in Pittsburgh. Man muss der Bundes-
regierung attestieren, dass sie – gemeinsam mit den
Mitspielern – vieles auf den Weg gebracht hat; die
verbesserte Eigenkapitalunterlegung von Finanzge-
schäften und die Veränderung der Liquiditätsvorga-
ben sind schon angesprochen worden. Sie wissen,
dass der Internationale Währungsfonds beauftragt
wurde, über die Frage der Vergütungssysteme nicht
nur weiter zu diskutieren, sondern in Bälde Vor-
schläge zu unterbreiten. 

Ich will nicht all das wiederholen, was Ministerprä-
sident Wulff ausgeführt hat, einige Punkte darf ich
aber anfügen. Es bleibt bei der grundsätzlichen
Frage, welchen Weg wir einschlagen wollen.
V o l c k e r  hat vorgeschlagen, die Größe der Unter-
nehmen als ein bedeutsames Kriterium für ihre Sys-
temrelevanz heranzuziehen. Das kann man zwar so
sehen, aber die Vorschläge der Amerikaner führen
dazu, dass einige deutsche Institute – eines in beson-
derem Maße – massiv betroffen wären. Nehmen Sie
es mir nicht übel, aber ich kann mir nicht vorstellen,
dass sich die amerikanische Administration aus lau-
ter Altruismus mit diesen Vorschlägen in die Öffent-
lichkeit begeben hat. Ich denke vielmehr, dass die In-
teressen der amerikanischen Volkswirtschaft eine
entscheidende, ja überdurchschnittlich große Rolle
gespielt haben. 

Über die Frage der Systemrelevanz müssen wir tat-
sächlich diskutieren. „Too big to fail“ ist zumindest
ein diskussionswürdiger Ansatz. Diese Frage stellt
sich aber auch in vielen anderen Bereichen. Das be-
trifft z. B. die Vernetzung der Institute, also nicht nur
ihre Größe. Das ist ein weiteres Beispiel dafür, dass
es keine einfache Lösung gibt. Die Problemlage ist
nicht nur schwarz oder nur weiß; unsere Antwort da-
rauf kann deswegen nicht „ja oder nein“, „links oder
rechts“ sein. 

Abschließend will ich einen Punkt ansprechen, der
mich – ich denke, auch Sie alle – seit geraumer Zeit
umtreibt. Meine Vorredner haben die Kreditversi-
cherungen – Credit Default Swaps – angesprochen.
Diesen liegt der volkswirtschaftlich sehr sinnvolle
Ansatz zugrunde, dass Unternehmen – nicht nur im
Auslandsgeschäft, sondern auch im nationalen Ge-
schäft – ihre Risiken versichern können. Mittlerweile
ist die Situation eingetreten, dass das Volumen der
Credit Default Swaps ein Vielfaches dessen beträgt,
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was originär an realen monetären Größen dahinter-
stand. Es gibt acht- oder zehnfache Überzeichnun-
gen von Kreditversicherungen. Der Vorstandsvorsit-
zende eines großen deutschen Kreditinstituts hat mir
empfohlen, einen Vergleich zu der Versicherung ei-
nes privaten Wohnhauses zu ziehen. Dieses ist zu
versichern, erst recht dann, wenn eine Hypothek auf-
genommen werden soll. Die Versicherungssumme ist
jedoch auf den Wert des Wohnhauses beschränkt.
Der doppelte Wert kann nicht versichert werden. Erst
recht kann nicht das Haus des Nachbarn mitversi-
chert werden. Genau das ist im Grunde genommen
bei den CDS-Geschäften geschehen. 

Das veranlasst mich zu der Frage, ob nicht – neben
den vielen Vorgaben zur Eigenkapitalunterlegung –
weitere, sehr viel konsequentere Schritte gegangen
werden müssen, möglicherweise das Verbot des ei-
nen oder anderen Geschäfts. Das betrifft den CDS-
Bereich genauso wie die schon angesprochenen
ungedeckten Leerverkäufe. Aber auch dort gilt es zu
differenzieren, weil wir eine ganze Reihe dieser Pro-
dukte und Geschäfte weiterhin haben wollen, um die
Preisbildung zu beschleunigen und Kapital sehr
schnell dort zu allozieren, wo es volkswirtschaftlich
sinnvoll ist.

Insofern warne ich davor, in der Öffentlichkeit den
Eindruck zu erwecken, es gebe einfache Antworten,
hinter denen sich am Ende alle versammeln können.
Es wird weiterhin darauf ankommen, mit Bedacht
und mit einer sehr klaren Linie die Interessen unserer
Volkswirtschaft – auch der Finanzdienstleistungs-
wirtschaft – zu vertreten. Die Realwirtschaft ist drin-
gend darauf angewiesen, dass der Finanzmarkt wei-
terhin funktioniert. – Vielen Dank.

Präsident Jens Böhrnsen: Das Wort hat Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Koschyk (Bundesminis-
terium der Finanzen).

Hartmut Koschyk, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Finanzen: Herr Präsident! Verehrte
Mitglieder des Bundesrates! Für die Bundesregie-
rung ist es entscheidend, dass der Finanzsektor an
den Kosten beteiligt wird, die durch die staatlichen
Rettungsmaßnahmen in der Krise entstanden sind.
Diese Kosten dürfen nicht dem Steuerzahler aufge-
bürdet werden. In der Debatte ist zu Recht darauf
hingewiesen worden, dass eine Lösung international
abgestimmt werden muss, da die Finanzmarkt-
akteure auf andere Finanzplätze ausweichen kön-
nen.

Auf deutsche Initiative hin hat der G-20-Gipfel von
Pittsburgh den Internationalen Währungsfonds be-
auftragt, entsprechende Vorschläge zu unterbreiten;
sie werden im April vorgelegt. Die internationale
Diskussion bewegt sich von Abgabenlösungen – wie
in den Vereinigten Staaten, in Schweden oder in
Österreich – bis hin zu der auch in Deutschland in Er-
wägung gezogenen Finanztransaktionssteuer. Am
Ende muss eine Lösung stehen, die international ab-
gestimmt ist, aber nationale Ausgestaltungsmöglich-
keiten bietet. 
(

(

Die Bundesregierung wird den G-20-Prozess aktiv
begleiten. Unser Finanzminister und die Bundes-
kanzlerin haben die G 20 für Mai zu einer Finanz-
marktkonferenz nach Berlin geladen. Dann werden
die Vorschläge des IWF auf dem Tisch liegen, und
man wird im Hinblick auf den G-20-Gipfel in Toronto
im Sommer dieses Jahres sagen müssen, wohin die
Reise gehen soll. 

Aus deutscher Sicht ist eines klar: Eine Beteiligung
des Finanzsektors muss das, was der Steuerzahler zur
Bewältigung der Krise aufgewandt hat, dem Steuer-
zahler wieder zurückgeben. Aber wir brauchen auch
einen in die Zukunft gerichteten Fonds, wenn wir
beispielsweise jetzt zwischen Bundesjustizministe-
rium und Bundesfinanzministerium an einem Insol-
venzrecht, an Restrukturierungsmöglichkeiten für in
Schieflage geratene Bankinstitute arbeiten. 

Lassen Sie mich deutlich sagen: Bei aller Notwen-
digkeit, den Finanzsektor an den Krisenbewälti-
gungs- und Krisenpräventionskosten zu beteiligen,
kann eines nicht gehen, nämlich auf der einen Seite
zu Recht die Eigenkapitalanforderungen zu erhöhen
– Basel II plus –, auf der anderen Seite eine mögli-
cherweise internationale Finanztransaktionssteuer
und schließlich drittens eine nationale Abgaben-
lösung zu fordern. 

Wir müssen uns darauf konzentrieren, den Finanz-
sektor an den Krisenbewältigungs- und Krisenprä-
ventionskosten zu beteiligen. Wir müssen uns darauf
konzentrieren, dass die Eigenkapitalanforderungen
an die Banken verstärkt werden. Aber es liegt auch
im deutschen Interesse aufzupassen, dass besondere
Ausprägungen von Kernkapitalstrukturen, wie sie in
Deutschland wichtig sind – stille Einlagen, Genos-
senschaftsanteile unserer Genossenschaftsbanken –,
als hartes Kernkapital anerkannt werden. 

Das ist uns in einem ersten Schritt gelungen. Jetzt
wird es für die Bankenlandschaft in Deutschland
wichtig sein, dass sich möglichst viele Sparkassen
und Genossenschaftsbanken an der Auswirkungsstu-
die von Basel II plus beteiligen, damit wir in dem
Follow-up, in der Auswertung der Auswirkungsstu-
die, möglichst rechtsformneutral deutsche typische
Kernkapitalstrukturen auch auf der Ebene von Basel II
plus absichern. 

Ich darf auf ein Thema hinweisen, das heute eben-
falls auf der Tagesordnung steht, nämlich Rating-
agenturen. Gerade am deutschen Ausführungsgesetz
zum Thema „Ratingagenturen“ zeigt sich, wie die
Bundesregierung vorgeht. 

Wir haben eine G-20-Vorgabe vom April des letz-
ten Jahres. Sie wurde im Dezember von der Europäi-
schen Union in einer Richtlinie umgesetzt. Im Februar
2010 gab es den Kabinettsbeschluss der Bundesre-
gierung für das Registrierrecht, aber auch für ein
Transparenz- und ein Aufsichtsrecht für die Rating-
agenturen in Deutschland. 

Warum dieses Gesetz und der G-20-Prozess – der
europäische und der nationale – so wichtig sind, ha-
ben wir alle gespürt. Wir wissen, welche Rolle
Ratingagenturen beim Aufkommen der Finanzmarkt-
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krise gespielt haben. Mit unserem deutschen Umset-
zungsgesetz wird die Bundesanstalt für Finanz-
dienstleistungen zuständige Behörde für die
Beaufsichtigung der Agenturen. Die Kosten, die hier
entstehen, werden von den Ratingagenturen zu tra-
gen sein. Das deutsche Ausführungsgesetz sieht
hohe Bußgelder für Ratingagenturen vor, die sich
nicht an die beschlossene Umsetzung von internatio-
nalen Standards halten. 

In den Ausschüssen des Bundesrates ist bei der
Diskussion über das deutsche Ausführungsgesetz
zu Recht die Regulierung des grauen Kapitalmark-
tes angesprochen worden. Bundesfinanzminister
S c h ä u b l e  hat in dieser Woche ein Eckpunkte-
papier vorgelegt. Wir wollen das, was darin zur Re-
gelung des grauen Kapitalmarkts vorgesehen ist,
bald in einen Kabinettsentwurf umsetzen.

Ferner streben wir an, dass der Missbrauch des In-
struments der Credit Default Swaps, der Kreditversi-
cherungen, dort gelöst wird, wo es hingehört, näm-
lich ebenfalls auf internationaler, zumindest auf
europäischer Ebene. George S o r o s  hat dieses In-
strument und vor allem seinen Missbrauch sehr tref-
fend bezeichnet: Ihn erinnert der Missbrauch von
Kreditversicherungen daran, dass ein Brandstifter
eine Brandversicherung erwirbt, um dann das Haus,
für das er die Versicherung erworben hat, abzufa-
ckeln. Das zeigt die Perversion dieses an sich guten
Instruments. Aber jedermann weiß, dass wir hier na-
tional keinen Spielraum haben. Ein deutsches Verbot
von CDS würde das Übel nicht an der Wurzel pa-
cken. Deshalb muss diese Frage im Zusammenhang
mit der Richtlinie über mehr Transparenz, über Regu-
lierung für Derivate auf europäischer Ebene einge-
passt werden. 

Ministerpräsident Wulff hat in seiner Rede einen
richtigen Grundsatz genannt: kein Finanzprodukt
ohne Transparenz, ohne Regulierung! Das wird die
Aufgabe sein, der sich die Bundesregierung mit vol-
ler Energie auf internationaler, europäischer und na-
tionaler Ebene stellt. – Herzlichen Dank.

Präsident Jens Böhrnsen: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. 

Wir kommen zunächst zu der Entschließung unter
Punkt 4. 

Ausschussberatungen haben noch nicht stattgefun-
den. Der Antrag auf sofortige Sachentscheidung ist
zurückgezogen worden. 

Ich weise die Vorlage daher dem Finanzausschuss
– federführend – und dem Wirtschaftsausschuss – zur
Mitberatung – zu. 

Wir kommen zu Punkt 10. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen vor. Daraus rufe ich auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Bei Ziffer 3 hat ein Land um getrennte Abstim-
mung des ersten Satzes gebeten. 
(

(

Wer ist für den ersten Satz? – Mehrheit. 

Jetzt der Rest der Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen. 

Ich rufe Punkt 5 auf:

Entschließung des Bundesrates zur Einführung
akut wirkender Notfallregelungen in das Basel II-
Regime – Antrag des Freistaates Bayern gemäß
§ 23 Absatz 3 i.V.m. § 15 Absatz 1 und § 36 Ab-
satz 2 GO BR – (Drucksache 89/10)

Das Wort hat Staatsminister Zeil (Bayern).

Martin Zeil (Bayern): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Es ist gut, dass sich der Bundesrat heute
so ausführlich um die Folgerungen aus der Finanz-
marktkrise kümmert. 

Es ist schon die Rede davon gewesen, dass auf ei-
ner Reihe von Gipfeltreffen wichtige und richtung-
weisende Beschlüsse zur Überwindung der Krise und
zur Neustrukturierung der Regelungen für den Ban-
ken- und Finanzsektor verabschiedet worden sind.
Eine grundlegende Zielsetzung war hierbei, schär-
fere Anforderungen für die Finanzmärkte und Fi-
nanzmarktakteure festzulegen. Diese sollen zur
Anwendung kommen, wenn die Finanzkrise über-
wunden ist. 

In Anbetracht der vielfältigen Problemstellungen,
mit denen insbesondere der Bankensektor nach wie
vor zu kämpfen hat, ist dieses umsichtige Vorgehen
ausdrücklich zu begrüßen. In der gegenwärtigen
Lage würde eine zu schnelle und pauschale Ver-
schärfung der regulatorischen Anforderungen eine
Kreditklemme provozieren. Aus meiner Sicht ist es
daher von entscheidender Bedeutung, die Regula-
rien nicht einfach auszudehnen. Wir müssen sie viel-
mehr intelligenter und damit effizienter gestalten. 

Diese Forderung nach einem Mehr an Effizienz
und Sorgfalt der aufsichtsrechtlichen Regelungen gilt
auch für das sogenannte Grundgesetz der Bankenre-
gulierung, die Baseler Eigenkapitalvereinbarung.
Hierbei stehen insbesondere die Mindestkapitalan-
forderungen, die eine Eigenkapitalunterlegung für
Kreditrisiken, Marktrisiken und operationelle Risiken
beinhalten, im Mittelpunkt. 

Die Regelungen zur Eigenkapitalunterlegung von
Kreditrisiken basieren auf dem Grundsatz, dass risi-
koreiche Kredite im Vergleich zu risikoärmeren Kre-
diten mit mehr Eigenkapital unterlegt werden müs-
sen. Dieser Grundsatz ist zweifelsohne richtig und
mit Blick auf die Geschäftstätigkeit der Kreditinsti-
tute wichtig, übrigens gerade in Anbetracht der Ana-
lyse der Gründe der Krise. Dadurch wird erreicht,
dass Kreditinstitute ihr Eigenkapital, ihre „wert-
vollste Ressource“, mit entsprechender Sorgfalt und
ökonomisch sinnvoll einsetzen und insbesondere
vom Eingehen allzu hoher Risiken Abstand nehmen.
Das Eigenkapital der Kreditinstitute wirkt im Hin-
blick auf das Eingehen von Risiken als limitierender
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Faktor und trägt damit zu Sicherheit und Stabilität
der einzelnen Institute wie auch des Banken- und
Finanzsystems bei. 

Andererseits führen die Regelungen zur risikoab-
hängigen Eigenkapitalunterlegung auch dazu, dass
für Unternehmen mit unterdurchschnittlicher Bonität
die Finanzierungsbelastungen ansteigen. Dieser Me-
chanismus kann in konjunkturellen Abschwungpha-
sen mikro- und makroökonomisch negative Effekte
auslösen und sogar krisenverstärkend wirken. Vor al-
lem kann dies dazu führen, dass den Kreditinstituten
in wirtschaftlich kritischen Zeiten auf Grund höherer
Eigenkapitalanforderungen weniger Kapital für die
Kreditvergabe zur Verfügung steht. 

Die Rezession hat die Problematik der sogenannten
prozyklischen Wirkung der Basel II-Regelungen
deutlich in den Mittelpunkt gerückt. Für dieses Pro-
blem müssen rasch geeignete Lösungen gefunden
werden. Hier gilt, dass es schnell gehen muss, dass
wir nicht warten dürfen. In Anbetracht der nach wie
vor schwierigen wirtschaftlichen Lage und der spezi-
fischen Herausforderungen, vor denen die Realwirt-
schaft in den nächsten Monaten steht, sind Korrektu-
ren dringend notwendig. 

Basel II hat durch die Banken- und Kapital-
adäquanzrichtlinie Eingang in europäisches Recht
gefunden. Auf nationaler Ebene bestehen somit nur
sehr geringe Handlungsspielräume. Auf internatio-
naler Ebene konnten trotz anhaltender und intensi-
ver Diskussion auf zahlreichen Gipfeln sowie im Ba-
seler Ausschuss für Bankenaufsicht einfache und
rasch wirkende Lösungen bis heute nicht gefunden
werden. 

Der aktuelle Stand der Diskussion kann deshalb
nicht als befriedigend bewertet werden. Seit gerau-
mer Zeit bestehen weitreichende und aus unserer
Sicht berechtigte Sorgen vor Engpässen in der Mit-
telstandsfinanzierung. Diese Sorgen könnten sich in
den nächsten Monaten noch deutlich verschärfen,
wenn die Jahresabschlüsse der Unternehmen für das
allgemein mehr als schwierige Geschäftsjahr 2009
bei einer Vielzahl von Kreditnehmern zu ungünstige-
ren Ratingnoten führen. 

Genau dies könnte dann den zuvor skizzierten Teu-
felskreis aus schlechten Ratings und höheren Finan-
zierungsbelastungen auslösen. Der dringend benö-
tigte wirtschaftliche Aufschwung darf aber nicht
durch Schwierigkeiten bzw. Problemstellungen bei
der Kreditfinanzierung von Unternehmen beein-
trächtigt werden. Hier gilt es frühzeitig und ent-
schlossen gegenzusteuern. Der Koalitionsvertrag der
Bundesregierung sieht daher folgerichtig ausdrück-
lich vor, dass die in den Basel II-Eigenkapitalregeln
angelegten prozyklischen Wirkungen abgemildert
werden müssen. 

In den internationalen und europäischen Gremien
wird bereits über Lösungsansätze diskutiert. Diese
reichen von der Einführung sogenannter Kapitalpuf-
fer bis hin zur Änderung der Ratingverfahren für Kre-
ditnehmer mit dem Ziel der Erfassung eines länger-
fristigen Zeitraums bei der Bonitätsbeurteilung. Für
(

(

mich sind sie allerdings nicht erfolgversprechend.
Vor allem vermisse ich ein entschiedenes Vorgehen
der Bundesregierung. 

Erforderlich sind akut wirkende Notfallregelungen.
Die bislang vorgelegten und für die Zeit nach der
Krise vorgesehenen Vorschläge zu Anpassungen des
Basel II-Regimes müssen um krisendämpfende Re-
gelungen für das Jahr 2010 und die Zeit nach der
Wirtschaftskrise ergänzt werden. Regelungen für
Notfälle müssen unverzichtbarer Bestandteil einer
Anpassung des Baseler Eigenkapitalregimes sein. 

Der Antrag des Freistaates Bayern fordert deshalb
die Bundesregierung auf, sich über die deutschen
Vertreter im Baseler Ausschuss zu Bankenaufsicht
bei den Eigenkapitalanforderungen für die Einfüh-
rung von akut wirkenden Notfallregelungen einzu-
setzen. Ich bitte Sie, unseren Antrag zu unterstützen. 

Präsident Jens Böhrnsen: Vielen Dank! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Ich weise die Vorlage zur weiteren Beratung dem
Finanzausschuss – federführend – sowie dem Aus-
schuss für Innere Angelegenheiten und dem Wirt-
schaftsausschuss – mitberatend – zu. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 6: 

Entschließung des Bundesrates
Kinderlärm: kein Grund zur Klage – gesetzliche
Klarstellungen zum Umgang mit Geräusch-
emissionen von Kinder- und Jugendeinrichtun-
gen – Antrag der Länder Rheinland-Pfalz und
Brandenburg, Bremen, Hessen, Saarland –
(Drucksache 831/09)

Das Wort hat Frau Staatsministerin Conrad (Rhein-
land-Pfalz).

Margit Conrad (Rheinland-Pfalz): Herr Präsident!
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Vor drei
Monaten haben wir einen Antrag eingebracht mit
dem Ziel, dass Kinderlärm rechtlich so behandelt
wird, dass er als typische Lebensäußerung zu akzep-
tieren ist, da Kinder nun einmal spielen, rennen, lau-
fen und dadurch Geräusche und Lärm verursachen.
Wir wollen, dass Kinder und ihre Eltern, aber auch
Mieter und Vermieter, Träger von Einrichtungen für
Kinder und damit Kommunen eine bessere Rechtspo-
sition, vor allen Dingen Rechtssicherheit haben. 

Wir haben für die Initiative große Zustimmung er-
fahren. Brandenburg, Bremen, Hessen und das Saar-
land haben sich angeschlossen, wofür ich nochmals
herzlich danke. Auch in den Ausschussberatungen,
die mittlerweile stattgefunden haben, gab es – abge-
sehen vom Rechtsausschuss – durchweg Zustimmung
in allen zentralen Fragen. 

Das Anliegen und die Forderungen sind sehr kon-
kret formuliert:

Wir wollen erreichen, dass im Zivilrecht – sowohl
im Mietrecht als auch im Eigentumsrecht – Bestim-
mungen aufgenommen werden, die klarstellen, dass
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Kinderlärm in der Regel weder den Eltern als Verstoß
gegen einen Mietvertrag angelastet werden kann
noch eine wesentliche Beeinträchtigung des Eigen-
tums darstellt. 

Wir wollen erreichen, dass durch eine Änderung
der Baunutzungsverordnung Kindertagesstätten und
Kinderspielplätze wohnungsnah errichtet werden
können, damit der Weg für die Kinder und ihre Eltern
zu und von den Einrichtungen möglichst kurz ist. 

Und wir wollen, dass Kinderlärm in der Regel nicht
mehr als schädliche Umwelteinwirkung im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes anzusehen ist. 

Zu dem zuletzt genannten Punkt gab es – schon
lange vor der Beratung im Bundesrat – eine Diskus-
sion über die Regelungskompetenzverteilung zwi-
schen Bund und Ländern. Bayern vertritt, gestützt
auf ein Gutachten von Herrn H u b e r ,  die Auffas-
sung, dass die Länder nicht nur den verhaltensbezo-
genen Lärm regeln können, sondern auch den Lärm,
der von Anlagen mit sozialer Zweckbestimmung aus-
geht; das wären auch Einrichtungen für Kinder. Man
kann sagen, dies ist ein Überbleibsel aus der Födera-
lismusreform. 

Ich will die Argumentation an dieser Stelle nicht
wiederholen, aber in aller Kürze sagen, dass wir
diese Auffassung nicht teilen. Nach den Beratungen
im Rechtsausschuss der Bund/Länder-Arbeitsge-
meinschaft für Immissionsschutz teilt auch die deut-
liche Mehrheit der Länder sie nicht. Nach meiner
Kenntnis wird sie auch vom Bund nicht geteilt. 

Selbst wenn wir isoliert Landesregelungen treffen
könnten, könnten wir dem Problem nicht umfassend
gerecht werden. Es ist gerade die Rechtsprechung
zum Zivilrecht oder zur Baunutzungsverordnung und
damit zum Baurecht, die Probleme bereitet. Unser
Antrag stützt sich auf eine Analyse der Rechtspre-
chung, insbesondere auf Urteile, die für Aufregung in
der Öffentlichkeit gesorgt und zum Ruf nach Ände-
rung der Rechtsgrundlage geführt haben. 

Uns liegt jetzt auch ein Antrag von Baden-
Württemberg, Hessen und Niedersachsen vor, der
– ich will das gleich sagen – dem Anliegen insgesamt
jedenfalls nicht gerecht wird. Es findet durchaus Un-
terstützung, wenn Sie schreiben: „Das Recht sollte
klar zum Ausdruck bringen, dass Kinderlärm so-
zialadäquat ist.“ Das ist in der Tat auch unser Anlie-
gen. Aber Sie formulieren weiter: „Der Bundesrat bit-
tet die Bundesregierung daher zu prüfen, ob und wie
das geltende Bundesrecht verbessert werden kann,
um diese Ziele zu erreichen.“ Damit stellen Sie ge-
rade die Frage, ob überhaupt Bundesrecht geändert
werden sollte. Dies wird dem Problem nicht gerecht,
und es wäre angesichts der Dauer der Diskussion
über das Thema und unseren Antrag etwas wenig. 

Selbst im Koalitionsvertrag der die Bundesregie-
rung stützenden Parteien heißt es, dass Kinderlärm
kein Grund zur Klage sein soll. Ich unterstelle ein-
mal, diese sind der Ansicht, dass das Recht, für das
sie zuständig sind, das Bundesrecht, geändert wer-
den müsste, um der Problematik gerecht zu werden.
(
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Das heißt, wenn wir den Antrag der drei Länder
heute beschließen, bleiben wir zumindest in dieser
Passage hinter der Auffassung der Bundesregierung
zurück. 

Unser Antrag ist sehr lösungsorientiert und kon-
kret. Wir sagen, dass das Recht geändert werden
muss, und wir sagen, wo und wie. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, deswegen bleiben wir bei
unserem Antrag. Ich werbe auch heute um Ihre Un-
terstützung. 

Im Übrigen finde ich die Ergänzung unter Ziffer 3
der Strichdrucksache sehr begrüßenswert. Sie ent-
fällt, wenn wir dem Antrag der drei Länder folgen. Es
ist sehr wohl richtig, dass eine präventive und vo-
rausschauende Planung, die sowohl kindgerecht als
auch konfliktmindernd ist, notwendig und sinnvoll
ist. Wir machen das bei uns z. B. durch ein Konzept
der Spielleitplanung mit den Kommunen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bitte
um Unterstützung unseres Antrages. Er ist das rich-
tige Signal für mehr Kinderfreundlichkeit auch in der
Rechtsprechung. – Vielen Dank.

Präsident Jens Böhrnsen: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. – Je eine Erklärung zu Proto-
koll*) haben Minister Rauber (Saarland) und Minis-
ter Dr. Schöning (Thüringen) abgegeben. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen und ein Mehr-Länder-Antrag vor. 

Der Rechtsausschuss empfiehlt unter Ziffer 1 der
Ausschussempfehlungen, die Entschließung neu zu
fassen. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Das ist eine Minderheit. 

Dann bitte ich um das Handzeichen für die in dem
Mehr-Länder-Antrag in Drucksache 831/2/09 vorge-
schlagene Neufassung. – Das ist die Mehrheit. 

Damit entfallen die Ziffern 2 und 3 der Ausschuss-
empfehlungen. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer die Ent-
schließung, wie soeben festgelegt, fassen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die
Mehrheit. 

Dann ist so beschlossen. 

Wir kommen zu Punkt 21: 

Entschließung des Bundesrates zur Rück-
nahme der Erklärung der Bundesrepublik
Deutschland vom 6. März 1992 zum Überein-
kommen über die Rechte des Kindes (UN-Kin-
derrechtskonvention) – Antrag der Länder
Rheinland-Pfalz und Berlin, Brandenburg, Bre-
men – Geschäftsordnungsantrag des Landes
Rheinland-Pfalz – (Drucksache 829/09)

Frau Staatsministerin Ahnen (Rheinland-Pfalz) hat
das Wort. 

*) Anlagen 2 und 3
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meine Damen und Herren! Es sind drei Punkte, die
mich bewogen haben, zum Thema „UN-Kinder-
rechtskonvention“ das Wort zu ergreifen. 

Erstens. Wir begrüßen es, dass nicht nur der feder-
führende Ausschuss für Frauen und Jugend dem
Bundesrat empfohlen hat, die vorliegende Entschlie-
ßung zur Rücknahme der Erklärung der Bundesrepu-
blik Deutschland vom 6. März 1992 zum Überein-
kommen über die Rechte des Kindes zu fassen,
sondern am 17. Februar auch der Rechtsausschuss
mit seinem Beschluss deutlich gemacht hat, dass er
inhaltlich keine Bedenken hat. So weit waren wir
noch nie. Umso unverständlicher wäre es für mich,
wenn wir heute nicht zu einem Ergebnis kämen. Des-
wegen haben wir Antrag auf sofortige Sachentschei-
dung gestellt. 

Zweitens. Es entspricht dem Selbstverständnis des
Bundesrates als Verfassungsorgan, an dieser Stelle
klar Position zu beziehen, zumal auch die Länder
diesbezüglich in der Kritik standen, und sich nicht
auf die Bewertung eines Koalitionsvertrages zurück-
zuziehen oder gar weiter abzuwarten. 

Drittens. Es ist Eilbedürftigkeit gegeben; denn
eine sofortige Entscheidung und ein klares Bekennt-
nis zur vorbehaltslosen Anerkennung der UN-Kin-
derrechtskonvention sind auch mit Blick auf die
anstehende Abgabe des dritten und vierten Staaten-
berichtes der Bundesrepublik Deutschland zum
Übereinkommen über die Rechte des Kindes erfor-
derlich. Die Länder haben hierzu schon im ersten
Halbjahr 2009 Beiträge geleistet. 

Ich darf darauf hinweisen, dass der UN-Ausschuss
in der Stellungnahme zum zweiten Staatenbericht
der Bundesrepublik Aktivitäten zur Rücknahme der
sogenannten Vorbehalte angemahnt hat – ich zitiere –: 

In Anbetracht der Wiener Erklärung und des
Aktionsprogramms von 1993 und gemäß seinen
früheren Empfehlungen … empfiehlt der Aus-
schuss dem Vertragsstaat, den Prozess der
Rücknahme seiner Vorbehalte und Erklärungen
vor der Vorlage seines nächsten Berichtes zu
beschleunigen und insbesondere seine Anstren-
gungen, die Länder von einer derartigen Rück-
nahme zu überzeugen, zu verstärken.

So weit das Zitat. Sie erinnern sich, es heißt: „seines
nächsten Berichtes“. Damit war der dritte Staatenbe-
richt gemeint, dessen Fälligkeit schon etwas zurück-
liegt. Es ist also an der Zeit, bei der Abgabe des drit-
ten und vierten Staatenberichtes diese eindeutige
„Hausaufgabe“ der Bundesrepublik zu erledigen.
Was wir Länder dazu beitragen können, das sollten
wir tun. 

Ein dritter und vierter Staatenbericht ohne Positio-
nierung zur Rücknahme der Erklärung der Bundesre-
publik Deutschland zum Übereinkommen über die
Rechte des Kindes ist aus meiner Sicht politisch nicht
vorstellbar. 

Präsident Jens Böhrnsen: Das Wort hat Minister
Laschet (Nordrhein-Westfalen). 
(

(

Armin Laschet (Nordrhein-Westfalen): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Frau
Kollegin Ahnen, ich glaube, wir sind in der Sache
nicht auseinander. Die UN-Kinderrechtskonvention
war vor 20 Jahren ein wichtiger Schritt; denn Kinder
brauchen Unterstützung.

Viele lesen die UN-Kinderrechtskonvention so, als
gelte sie vor allem für die Länder des Südens; ich
nenne nur die Probleme Kindersoldaten, Kinderpros-
titution, Kinderarbeit, Landminen. Aber sie geht auch
uns in Deutschland an. Auch hier ist es eine wichtige
Aufgabe, Kindern zu ihren Rechten zu verhelfen,
d. h. zum Recht auf Gleichbehandlung und Schutz
vor Diskriminierung, auf Gesundheit, auf Bildung
und Ausbildung, auf eine Familie, auf elterliche Für-
sorge und ein sicheres Zuhause. Es muss Ziel aller
Beteiligten sein, jedem Kind unabhängig von der
Herkunft, unabhängig auch von der Herkunft der El-
tern sozialen Aufstieg zu ermöglichen. 

Es gibt also noch viel zu tun, wenn die UN-Kinder-
rechtskonvention kein Lippenbekenntnis bleiben soll –
bei uns in Deutschland, aber auch in anderen Teilen
der Welt. Insofern ist die Initiative des Landes Rhein-
land-Pfalz lobenswert. 

Gut ist vor allem, dass die neue Bundesregierung
im Koalitionsvertrag die Verpflichtung festgeschrie-
ben hat – was zuvor keine Bundesregierung getan
hat –, die Vorbehaltserklärung zurückzunehmen.
Davon ist ein sehr wichtiges kinderpolitisches Signal
ausgegangen. Insofern denke ich, dass sie den Bun-
desrat an ihrer Seite hat, wenn es zu der Rücknahme
kommt.

Es sind noch einige rechtliche Fragen zu klären.
Deshalb wollen wir noch einmal die Ausschüsse da-
mit befassen. – Sie winken ab. Aber manchmal muss
man Dinge nicht nur deklamieren, sondern auch an
den Rechtsfragen arbeiten. Ich bin mir sicher, dass
der Bundesrat nach den Ausschussberatungen mehr-
heitlich dafür sein wird, die Bundesregierung darin
zu unterstützen, die Vorbehaltserklärung zurückzu-
nehmen, und damit ein wichtiges Signal für Kinder in
unserem Land auszusenden. 

Präsident Jens Böhrnsen: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. – Eine Erklärung zu Protokoll*)

hat Minister Laschet (Nordrhein-Westfalen) abgege-
ben. 

Der Ausschuss für Innere Angelegenheiten hat
seine Beratungen noch nicht abgeschlossen. Rhein-
land-Pfalz hat beantragt, bereits heute in der Sache
zu entscheiden. Wer ist für sofortige Sachentschei-
dung? – Das ist eine Minderheit. 

Damit werden die Ausschussberatungen fortge-
setzt. 

*) Anlage 4
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Ich rufe Punkt 24 auf:

Entschließung des Bundesrates zur geplanten
Kürzung bei der Solarförderung – Antrag des
Landes Mecklenburg-Vorpommern gemäß § 36
Absatz 2 GO BR – (Drucksache 110/10)

Dem Antrag sind die Länder Rheinland-Pfalz und
Thüringen beigetreten.

Das Wort hat Minister Dr. Backhaus (Mecklenburg-
Vorpommern).

Dr. Till Backhaus (Mecklenburg-Vorpommern):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Wir beschäftigen uns heute mit
den erneuerbaren Energien. 

Wenn man zehn Jahre zurückblickt, darf man fest-
stellen: Das Erneuerbare-Energien-Gesetz ist ein Er-
folg. Es spielt aus der Sicht der Bundesländer nicht
nur in Deutschland eine entscheidende Rolle, son-
dern es ist beispielgebend für die ganze Welt. Es hat
dazu beigetragen – das weiß jeder in diesem Hohen
Hause –, dass Deutschland die federführende Posi-
tion innehat, sowohl bei der Einführung gesetzlicher
Regelungen als insbesondere auch bei der Entwick-
lung und der industriellen Produktion erneuerbarer
Energietechniken. Dies begrüßen wir ausdrücklich.

Die gewünschte Anreizwirkung entfaltet das EEG
in den deutschen Bundesländern. In verschiedenen
Bereichen ist es die Basis für Technologieentwick-
lung und umfangreiche Investitionen in die Nutzung
erneuerbarer Energiequellen. Dadurch konnte in
Deutschland Know-how entwickelt werden. In eini-
gen Bereichen konnte die Technologieführerschaft
übernommen werden; vor allen Dingen konnten Pro-
duktionsanlagen für die Technologien errichtet wer-
den.

Das Gesetz muss weitergeführt werden. Kontinui-
tät muss gewahrt bleiben. Im Interesse des Ausbaus
erneuerbarer Energien gilt es, plötzliche Sprünge zu
verhindern bzw. zu vermeiden.

Nunmehr beabsichtigt die Bundesregierung, eine
– ich betone – außerplanmäßige Änderung des EEG
vorzunehmen, um die Vergütungssätze für Photovol-
taikanlagen, die in den vergangenen Jahren wieder-
holt reduziert wurden, zu kürzen. So soll die Solar-
förderung bei Hausdachanlagen zum 1. Juli 2010 um
16 %, für Anlagen auf Freiflächen um 15 % und für
Anlagen auf Konversionsflächen um 11 % abgesenkt
werden. Ab Juli 2010 soll bei Solaranlagen auf
Ackerflächen keine Vergütung mehr erfolgen.

Würde die Senkung der Vergütung wie geplant er-
folgen, bedeutete dies eine Absenkung zwischen 20
und 40 % innerhalb von 24 Monaten. Diesen Ansatz
halten nicht nur Experten in Deutschland für falsch.
Die unerwartet hohen Reduzierungen würden eine
sehr starke Verunsicherung bei Investoren, Unter-
nehmern, bei Forschung und Entwicklung und ins-
besondere im Mittelstand nach sich ziehen. Wir mei-
nen, das ist nicht zu verantworten. Damit wird auch
das klimapolitische Ziel in Frage gestellt.
(

(

Die Zahlen sprechen für sich: In den Bundeslän-
dern insgesamt stehen 60 000 Arbeitsplätze auf dem
Spiel. Die Branche macht immerhin fast 12 Milliar-
den Euro Umsatz. Wir müssen erkennen, was das für
den Betrieb und die Entwicklung der Solartechnolo-
gie bedeutet. Der Anteil der erneuerbaren Energien
am Endenergieverbrauch in Deutschland beträgt
rund 10 %. Im Bereich der erneuerbaren Energien
sind in den vergangenen Jahren 280 000 neue Ar-
beitsplätze geschaffen worden, die durch die ge-
plante Initiative zum Teil in Frage gestellt werden.

Die Bundesregierung hat Formulierungshilfen erar-
beitet, die von den Regierungsfraktionen in den
Deutschen Bundestag eingebracht werden. Eine
Stellungnahme des Bundesrates ist aus unserer Sicht
zwingend notwendig. Ich hoffe, dass möglichst viele
Länder unserem Antrag zustimmen. Es ist erforder-
lich, dass die Länder rechtzeitig in diesen Prozess
eingebunden werden.

Meine Hauptkritik besteht nicht darin, dass die
Bundesregierung bei den Rahmenbedingungen für
die Förderung der erneuerbaren Energien nachsteu-
ert. Das ist hier nicht die Frage. Die entscheidende
Frage ist vielmehr, wie nachgesteuert wird.

Die Vergangenheit lehrt uns, dass kurzfristige Än-
derungen der Rahmenbedingungen sehr rasch kata-
strophale Folgen für einzelne Unternehmen, ja eine
ganze Branche hervorrufen können. Ich erinnere nur
an den Streit über die rückwirkende Änderung des
Anlagenbegriffs bei Biogasanlagen, insbesondere an
das leidige Hin und Her bei der Besteuerung von Bio-
kraftstoffen. Ich bedauere das zutiefst.

Ich denke, wir sollten hier gemeinsam handeln. Es
kann nicht richtig sein, dass Investitionen und Folge-
investitionen, die sich auf die Beschäftigungssitua-
tion in den Regionen auswirken, in Frage gestellt
werden. Ein derartiges „stop and go“ bei Investitio-
nen kann sich nicht zuletzt auf Grund der Wirt-
schafts- und Finanzkrise niemand in Deutschland
leisten. Wir müssen uns vielmehr den Herausforde-
rungen, die mit der Nutzung und Weiterentwicklung
alternativer Energien verbunden sind, auch weiter-
hin stellen. Umso wichtiger ist es aus der Sicht des
Landes Mecklenburg-Vorpommern, dass die Länder
und die Akteure vor Ort in die Diskussion über die
geplante Kürzung bei der Solarförderung eingebun-
den werden.

Erneuerbare Energien sind Energiequellen in der
Fläche. Sie bieten Einkommensalternativen für die
breite Masse der Bevölkerung. Unsere Aufgabe muss
es sein, erneuerbare Energien als Chance für Gemein-
den, Bürger und heimische mittelständische Unter-
nehmen zu verstehen. Nur so können wir die dezen-
trale Energieversorgung der Zukunft gewährleisten.
Die erneuerbaren Energien werden wesentlicher Be-
standteil einer dezentralen Energieversorgung sein.

Ich darf dringend darum bitten, dass über den An-
trag in den kommenden Wochen intensiv beraten
wird, und hoffe, dass wir einen entscheidenden
Schritt vorankommen – zum Wohle der erneuerbaren
Energien in Deutschland. – Herzlichen Dank.
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) Präsident Jens Böhrnsen: Das Wort hat Minister
Dr. Schöning (Thüringen).

Dr. Jürgen Schöning (Thüringen): Sehr geehrter
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Nut-
zung der Photovoltaik-Technologie ist, wie wir so-
eben von Herrn Kollegen Backhaus gehört haben,
eine Erfolgsgeschichte. Sie leistet einen wesentlichen
Beitrag zu einer klimaschonenden und importunab-
hängigen Energieversorgung.

Als im Jahr 2000 das Gesetz zur Förderung der er-
neuerbaren Energien in Kraft trat, war es Ziel, die er-
neuerbaren Energien zur Stromerzeugung als zentra-
les Element für Klimaschutz, Umweltschutz und
nachhaltige Entwicklung dauerhaft auf dem Markt
zu etablieren.

Das ist gelungen. Der Anteil der erneuerbaren
Energien an der Stromerzeugung insgesamt hat sich
seitdem ständig erhöht und liegt derzeit bundesweit
bei rund 16 %.

Die Solarenergie ist eine wichtige Zukunftstechno-
logie am Standort Deutschland. Wir sind weltweit
Technologieführer, und die Branche bietet vor allem
in den neuen Ländern viele Arbeitsplätze. Schätzun-
gen gehen von ca. 50 000 Arbeitsplätzen in den ost-
deutschen Solarclustern aus.

Es ist zu befürchten, dass allein in Mitteldeutsch-
land in den nächsten Jahren bis zu 10 Milliarden
Euro nicht investiert werden, sollte es bei den von
der Bundesregierung beabsichtigten Einschnitten
bleiben. Darüber hinaus ist gegenwärtig noch gar
nicht absehbar, was bei vielen nachgelagerten Ar-
beitsplätzen in kleinen Firmen im Handwerk und im
Handel noch auf dem Spiel stünde. Allein in Thürin-
gen wären Projekte mit einem Investitionsvolumen
von rund 1 Milliarde Euro und mehr als 2 000 Ar-
beitsplätzen gefährdet.

Vor diesem Hintergrund können wir uns zwar mit
einer – ich betone – moderaten Absenkung der Ein-
speisevergütung, wie die EEG-Novelle aus dem Jahr
2008 sie vorsieht, einverstanden erklären. Vorausset-
zung ist aber, dass verlässliche Rahmenbedingungen
geschaffen werden, auf die sich die Unternehmen
rechtzeitig einstellen können. Deshalb sagen wir: Die
Absenkung in dem von der Bundesregierung vorge-
sehenen Umfang kommt zu früh, und sie ist in ihrem
Ausmaß von den Unternehmen so nicht zu verkraf-
ten.

Ebenso wie Kollege Backhaus bitten wir die Bun-
desregierung darum, den möglichen Spielraum für
zusätzliche Vergütungsabsenkungen mit den Län-
dern abzustimmen. Dabei ist es uns wichtig, dass die
vorgesehenen Einschnitte nicht zu Lasten bereits ge-
planter oder errichteter Anlagen gehen.

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, aus diesen Gründen tritt Thüringen dem An-
trag von Mecklenburg-Vorpommern bei.

Präsident Jens Böhrnsen: Vielen Dank!

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
(

(

Ich weise die Vorlage den Ausschüssen zu, und
zwar dem Umweltausschuss – federführend – sowie
dem Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucher-
schutz und dem Wirtschaftsausschuss – mitberatend.

Tagesordnungspunkt 8:

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung
des Kraftfahrzeugsteuergesetzes (Drucksache
31/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Ihnen
die Ausschussempfehlungen und ein Landesantrag vor.

Wir beginnen mit den Ausschussempfehlungen.
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf:

Ziffer 4! – Mehrheit.

Ziffer 6! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 7.

Ziffer 8! – Minderheit.

Nun kommen wir zu dem Landesantrag. Ich bitte
um Ihr Handzeichen. – Mehrheit.

Damit entfallen die Ziffern 9 und 10.

Wir kommen zu Ziffer 13 der Ausschussempfehlun-
gen. – Mehrheit.

Ziffer 14! – Minderheit.

Ziffer 15! – Minderheit.

Ziffer 16! – Minderheit.

Bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ausschussempfehlungen! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 9:

Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung des
Finanzplanungsrates (Drucksache 32/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Zur Abstimmung liegt Ihnen ein Landesantrag vor.
Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. –
Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung
genommen.

Tagesordnungspunkt 15:

Verordnung zur Anpassung gewerberechtlicher
Verordnungen an die Dienstleistungsrichtlinie
(Drucksache 25/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu liegen Ihnen
die Ausschussempfehlungen vor. Bitte Ihr Handzei-
chen für:

Ziffer 1! – Minderheit.

Bitte Ihr Handzeichen für Ziffer 2! – Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat der Verordnung, wie so-
eben beschlossen, zugestimmt.
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Tagesordnungspunkt 16 a):

Benennung der Mitglieder für den Eisenbahn-
infrastrukturbeirat (Drucksache 39/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu liegen Ihnen
die Ausschussempfehlungen sowie zwei Landesan-
träge vor.

Zunächst bitte Ihr Handzeichen für den Landesan-
trag Baden-Württembergs! – Mehrheit.

Bitte Ihr Handzeichen für den Landesantrag Bran-
denburgs! – Mehrheit.

Wer ist dafür, die Mitglieder für den Eisenbahn-
infrastrukturbeirat entsprechend den Ausschussemp-
fehlungen und den soeben beschlossenen Änderun-
gen zu benennen? – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 18:

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Täter-
verantwortung – Antrag der Länder Rheinland-
Pfalz, Sachsen-Anhalt – (Drucksache 93/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir sind übereingekommen, bereits heute in der
Sache zu entscheiden.

Wer für die erneute Einbringung des Gesetzent-
wurfs beim Deutschen Bundestag ist, den bitte ich
um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Staatsminister Dr. Bamberger (Rheinland-Pfalz)
wird, wie vereinbart, zum Beauftragten bestellt.

Tagesordnungspunkt 19:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des § 33
des Gerichtsverfassungsgesetzes – Antrag des
Landes Rheinland-Pfalz – (Drucksache 94/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor. – Eine Erklärung
zu Protokoll*) gibt Frau Senatorin von der Aue (Ber-
lin) ab.

*) Anlage 5
(

(

Wir sind übereingekommen, bereits heute in der
Sache zu entscheiden.

Wer für die erneute Einbringung des Gesetzent-
wurfs beim Deutschen Bundestag ist, den bitte ich
um das Handzeichen. – Das ist die Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Staatsminister Dr. Bamberger (Rheinland-Pfalz)
wird, wie vereinbart, zum Beauftragten bestellt.

Tagesordnungspunkt 22:

Entschließung des Bundesrates „Zukunft der
Bahn sichern“ – Antrag der Länder Rheinland-
Pfalz und Berlin, Brandenburg – Geschäftsord-
nungsantrag des Landes Rheinland-Pfalz –
(Drucksache 64/10, zu Drucksache 64/10)

Wortmeldungen liegen nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung. Hierzu liegen Ihnen
die Empfehlungen des Verkehrsausschusses vor. Der
Finanzausschuss hat seine Beratungen noch nicht ab-
geschlossen.

Das Land Rheinland-Pfalz hat beantragt, heute so-
fort in der Sache zu entscheiden. Wer ist für sofortige
Sachentscheidung? – Das ist die Mehrheit.

Dann komme ich zu den Ausschussempfehlungen.
Ihr Handzeichen bitte für:

Ziffer 1! – Mehrheit.

Damit ist der Landesantrag erledigt.

Ziffer 2! – Mehrheit.

Wer ist dafür, die Entschließung mit der soeben be-
schlossenen Maßgabe zu fassen? Ihr Handzeichen
bitte! – Mehrheit.

Dann ist so beschlossen.

Damit haben wir die Tagesordnung der heutigen
Sitzung abgewickelt.

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein
auf Freitag, den 26. März 2010, 9.30 Uhr. – Vielen
Dank!

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 11.17 Uhr)
Feststellung gemäß § 34 GO BR

Einspruch gegen den Bericht über die 866. Sitzung ist
nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht gemäß
§ 34 GO BR als genehmigt.
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Anlage 1

Umdruck Nr. 2/2010

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der
867. Sitzung des Bundesrates empfehlen die Aus-
schüsse bzw. der Ständige Beirat dem Bundesrat:

I.

Den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG
beim Deutschen Bundestag einzubringen und gemäß
§ 33 GO BR einen Beauftragten zu bestellen:

Punkt 2
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Dritten
Buches Sozialgesetzbuch (Drucksache 27/10,
Drucksache 27/1/10)

II.

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen
zu erheben:

Punkt 7
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung
des Vorläufigen Tabakgesetzes (Drucksache 30/
10, zu Drucksache 30/10)

Punkt 12
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Telemediengesetzes (1. Telemedienänderungsge-
setz) (Drucksache 35/10)

III.

Zu dem Gesetzentwurf die in der zitierten Emp-
fehlungsdrucksache wiedergegebene Stellung-
nahme abzugeben:

Punkt 11
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des Rah-
menbeschlusses 2005/214/JI des Rates vom
24. Februar 2005 über die Anwendung des
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung
von Geldstrafen und Geldbußen (Drucksache 34/
10, Drucksache 34/1/10)

IV.

Von der Vorlage Kenntnis zu nehmen:

Punkt 13
Bericht der Bundesregierung über die Entwick-
lung der Finanzhilfen des Bundes und der Steuer-
vergünstigungen für die Jahre 2007 bis 2010
(22. Subventionsbericht) (Drucksache 20/10)
(

(

V.

Zu der Vorlage die Stellungnahme abzugeben,
die in der zitierten Empfehlungsdrucksache wieder-
gegeben ist:

Punkt 14
Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Fest-
legung von Durchführungsvorschriften zur Richt-
linie 2006/112/EG über das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem (Neufassung) (Drucksache 920/
09, Drucksache 920/1/09)

VI.

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen
zu beschließen:

Punkt 16 b)
Benennung eines Mitglieds für den Eisenbahnin-
frastrukturbeirat (Drucksache 70/10)

Punkt 23
Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des Rund-
funkrates der Anstalt des öffentlichen Rechts
„Deutsche Welle“ (Drucksache 88/10, Drucksa-
che 88/1/10)

Punkt 25
Benennung eines Mitglieds für den Beirat der
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Tele-
kommunikation, Post und Eisenbahnen (Drucksa-
che 102/10)

Punkt 27
Neubenennung von Beauftragten des Bundes-
rates in Beratungsgremien der Europäischen
Union (hier: Eurostat-Arbeitsgruppe Kulturstatis-
tik) (Drucksache 868/09 [2])

VII.

Zu dem Verfahren, das in der zitierten Drucksa-
che bezeichnet ist, von einer Äußerung und einem
Beitritt abzusehen:

Punkt 17
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht
(Drucksache 53/10)

Anlage 2

Erklärung

von Minister Karl Rauber
(Saarland)

zu Punkt 6 der Tagesordnung

Die Regierung des Saarlandes ist der gemein-
samen Initiative der Länder Rheinland-Pfalz, Bran-
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denburg, Bremen und Hessen in der Überzeugung
beigetreten, dass es das angestrebte Ziel uneinge-
schränkt zu unterstützen gilt. 

Kinderlärm darf kein Grund mehr für Gerichts-
urteile sein. Kinderlärm ist grundsätzlich sozial ad-
äquat und verträglich mit anderen Nutzungen. Im
Konfliktfall sollte daher die Vermutung einer So-
zialadäquanz des Kinderlärms bestehen. Nur wenn
diese Vermutung im Einzelfall widerlegt werden
kann, sollten Anforderungen an den Betrieb z. B. von
Kindertageseinrichtungen gestellt werden können. 

Die Regierung des Saarlandes ist sich bewusst,
dass hinsichtlich der Auslegung des sogenannten
Klammerzusatzes in Artikel 74 Absatz 1 Nummer 24
Grundgesetz („ohne Schutz vor verhaltensbezo-
genem Lärm“) und somit der Kompetenzverteilung
zwischen Bund und Ländern bei der Lärmbekämp-
fung unterschiedliche Rechtsauffassungen bestehen.
Dies bedarf im weiteren Verfahren noch einer Klä-
rung. Neben einer Ergänzung der gesetzlichen Be-
griffsbestimmung der „schädlichen Umwelteinwir-
kungen“ im Hinblick auf Kinderlärm könnte auch
eine Klarstellung im Rahmen der Vorschriften zum
Anwendungsbereich des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes zu erwägen sein. Damit ließe sich die seit
dem Inkrafttreten der Föderalismusreform 2006 be-
stehende Kompetenz der Länder zur Regelung des
Sport- und Freizeitlärms und des Lärms von Anlagen
mit sozialer Zweckbestimmung verdeutlichen. Zu-
gleich wäre hierdurch Kinderlärm einer nicht sachge-
rechten Beurteilung nach dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz entzogen. 

Bund und Länder bleiben weiterhin gefordert, den
besonderen Belangen von Kindern Rechnung zu tra-
gen und im Rahmen ihres jeweiligen Kompetenzbe-
reiches geeignete Maßnahmen zu treffen, die insbe-
sondere zu einer Verbesserung der Situation bei der
rechtlichen Bewertung von Kinderlärm führen.

Anlage 3

Erklärung

von Minister Dr. Jürgen Schöning
(Thüringen)

zu Punkt 6 der Tagesordnung

A.

Der vorliegende Entschließungsantrag von Rhein-
land-Pfalz, Brandenburg, Bremen, Hessen und Saar-
land enthält die Forderung, dass Kinderlärm grund-
sätzlich als sozial adäquat zu betrachten und daher
zu privilegieren ist. Hierzu gebe es gesetzgeberi-
schen Regelungsbedarf im Bürgerlichen Gesetzbuch,
in der Baunutzungsverordnung sowie im Bundes-
Immissionsschutzgesetz, um die Möglichkeiten ein-
zuschränken, gegen Kinderlärm an Kindertagesstät-
ten, Kinderspielplätzen und ähnlichen Einrichtungen
vorzugehen.
(

(

B.

Mit diesem Anliegen greifen die antragstellenden
Länder die auch im Koalitionsvertrag von CDU/CSU
und FDP vom 26. Oktober 2009 zum Ausdruck ge-
brachte Absicht auf, dass Kinderlärm keinen Anlass
zu gerichtlichen Auseinandersetzungen geben soll.

Über das Ziel sind wir uns einig. Kinderlärm ist
nicht nur Ausdruck natürlicher Lebensäußerung,
sondern Zukunftsmusik. Vor diesem Hintergrund
stimmen wir darin überein, dass die Entfaltungsmög-
lichkeiten für Kinder in vielerlei Hinsicht zu fördern
sind, nicht zuletzt durch einen rechtlich abgesicher-
ten Freiraum.

C.

Eine positive Signalwirkung kann allerdings nur
von einem verfassungsgemäßen Gesetz ausgehen.
Dabei ist zu beachten, dass der Bund nach der Föde-
ralismusreform I im Jahr 2006 keine Gesetzgebungs-
kompetenz für den verhaltensbezogenen Lärm mehr
hat. Der Schutz vor Kinderlärm fällt vielmehr über-
wiegend in die Gesetzgebungszuständigkeit der
Länder, die damit auch über Zumutbarkeit und Er-
heblichkeit der Lärmimmissionen entscheiden müs-
sen.

Bei der Auslegung von Artikel 74 Absatz 1 Num-
mer 24 Grundgesetz ist konkret zu ermitteln, in wel-
chen Fällen das Verhalten von Personen eine Lärm-
immission prägt und wann das Zusammenwirken von
verschiedenen Faktoren eine Lärmkulisse bildet, die
dem Betrieb einer Anlage zuzurechnen ist. Kriterien
für die Zuordnung sind insoweit Komplexität, Insti-
tutionalisierung, Organisationsgrad, Technisierung,
Dauer und Breitenwirkung.

Bei Lärmimmissionen, die von Schulen und Kin-
dergärten ausgehen, hängt die Zuordnung vor allem
von der Größe der Einrichtung ab. Geht es – wie
meist – allein um angegliederte Gärten, Schulhöfe
oder Sportanlagen, auf denen sich die Einrichtung
nutzende Kinder und Jugendliche immer wieder auf-
halten und spielen, so steht ihr Verhalten im Vor-
dergrund. Hat der Kindergarten oder die Schule
dagegen einen überörtlichen Einzugsbereich und
verursacht dies deshalb in erheblichem Maße An-
und Abfahrtsverkehr, verfügen sie z. B. über Groß-
küchen (mit dem entsprechenden Lieferverkehr),
Lüftungs- oder Heizungsanlagen, die eine besondere
Lärmbelästigung mit sich bringen, oder werden sie
auch für andere Zwecke genutzt, ist die damit
verbundene Lärmbelastung anlagenbezogen. Dann
– aber auch nur dann – ist die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes eröffnet.

D.

Im Vergleich zur alten Rechtslage steht den Län-
dern ein „Mehr“ an Zuständigkeiten zu. Dies gilt es
zu nutzen, um die Rechtsordnung entsprechend den
regionalen Gegebenheiten an die gewandelten ge-
sellschaftlichen Bedürfnisse anzupassen, sprich: den
Bedürfnissen der Kinder mehr Rechnung zu tragen. 

Die Thüringer Landesregierung würde sich daher
freuen, wenn die Möglichkeiten einer Modernisie-
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rung des Lärmschutzes zu Gunsten der Entwicklung
von Kindern und Jugendlichen auf allen staatlichen
Ebenen genutzt und die Länder insoweit tätig wür-
den.

Anlage 4

Erklärung

von Minister Armin Laschet
(Nordrhein-Westfalen)

zu Punkt 21 der Tagesordnung

Die Bedeutung der UN-Kinderrechtskonvention
steht außer Frage. Auch Nordrhein-Westfalen tritt
uneingeschränkt für die Rechte von Kindern und Ju-
gendlichen ein und unterstützt daher im Grundsatz
die Festlegung der Bundesregierung auf eine Rück-
nahme der im Jahre 1992 erklärten Vorbehalte ge-
genüber der UN-Kinderrechtskonvention.

Allerdings ergeben sich hinsichtlich der Verein-
barkeit von Bestimmungen des Jugendgerichtsgeset-
zes (§§ 55, 68 JGG) mit der UN-Kinderrechtskonven-
tion rechtliche Zweifelsfragen, die mit dem bloßen
Hinweis auf abweichende Auslegungsmöglichkeiten
nicht befriedigend geklärt werden können.

Nach Artikel 40 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer ii)
UN-Kinderrechtskonvention haben die Vertragsstaa-
ten sicherzustellen, dass jedes Kind, das einer Verlet-
zung der Strafgesetze verdächtigt oder beschuldigt
wird, Anspruch darauf hat, einen rechtskundigen
oder anderen geeigneten Beistand zur Vorbereitung
und Wahrnehmung seiner Verteidigung zu erhalten.
Artikel 40 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer v) UN-Kin-
derrechtskonvention sieht vor, dass ein Kind, wenn
es einer Verletzung der Strafgesetze überführt ist,
diese Entscheidung und alle als Folge davon ver-
hängten Maßnahmen durch eine zuständige über-
geordnete Behörde oder ein zuständiges höheres
Gericht, die unabhängig und unparteiisch sind, ent-
sprechend dem Gesetz nachprüfen lassen kann. Ein
wortlautgetreues Verständnis dieser Staatenver-
pflichtungen hätte zur Folge, dass in jedem Fall eine
Verteidigung jugendlicher Beschuldigter zu gewähr-
leisten wäre und jede gegen einen Jugendlichen
ergangene Entscheidung über seine Straftatbetei-
ligung und über die ihm als Folge auferlegten Maß-
nahmen rechtsmittelfähig sein müsste, was mit
erheblichen praktischen Auswirkungen auf das deut-
sche Jugendstrafverfahren verbunden wäre. 

Die abweichende Interpretation, wonach Arti-
kel 40 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer ii) UN-Kinder-
rechtskonvention auch dahin verstanden werden
könne, dass die Möglichkeit, sich eines Verteidigers
bzw. Beistands zu bedienen, ausreiche, und wonach
Artikel 40 Absatz 2 Buchstabe b) Ziffer v) UN-Kin-
derrechtskonvention auch dahin ausgelegt werden
könne, dass dem Betroffenen lediglich die Möglich-
keit zu verschaffen sei, die gesetzlich vorgesehenen
(

(

Rechtsmittel auch auszuschöpfen, ist sehr weitge-
hend.

Es bedarf vor Rücknahme der Vorbehaltserklärung
einer umfassenden Klärung dieser Streitfragen, um
Widersprüche gegenüber dem nationalen Recht weit-
gehend auszuschließen. Hierzu ist in erster Linie die
Bundesregierung berufen.

Anlage 5

Erklärung

von Senatorin Gisela von der Aue
(Berlin)

zu Punkt 19 der Tagesordnung

Das Land Berlin hat erhebliche Bedenken hin-
sichtlich der Notwendigkeit und der Praktikabilität
der vorgeschlagenen Ergänzung des § 33 des Ge-
richtsverfassungsgesetzes und lehnt diese daher ab.

Eine Streichung von der Schöffenliste wegen un-
zureichender deutscher Sprachkenntnisse ist bereits
nach der geltenden Rechtslage möglich: Der Aus-
schließungsgrund des § 33 Nummer 4 GVG (fehlende
Eignung aus gesundheitlichen Gründen) kann hier
entsprechend herangezogen werden; denn mangel-
hafte Sprachkenntnisse können in gleichem Maße
wie eine körperliche oder geistige Erkrankung zur
Folge haben, dass ein Schöffe der Verhandlung nicht
uneingeschränkt folgen und an der Beratung nicht
teilnehmen kann. Dies ist in der Rechtsprechung zwi-
schenzeitlich anerkannt; auf die Beschlüsse des
Landgerichts Berlin (Beschluss vom 2. November
2005, 501 Schöff 271/04 – zitiert nach juris –, mit Hin-
weis auf weitere gleichgelagerte Entscheidungen
desselben Gerichts) und des Landgerichts Bochum
(Beschluss vom 12. August 2005, NStZ 2006, 119 f.)
wird hingewiesen.

Zweifel an dem Regelungsvorschlag bestehen
auch unter dem Gesichtspunkt der Praktikabilität.
Die Hinderungsgründe nach § 33 GVG sollen – auch
wenn eine nachträgliche Streichung von der Schöf-
fenliste möglich ist, § 52 Absatz 2, Absatz 3 GVG –
bereits bei der Bestellung der Schöffinnen und Schöf-
fen Berücksichtigung finden. Dies erscheint im Falle
der Sprachkenntnisse jedoch kaum durchführbar.
Anders als die weiteren in § 33 GVG genannten Kri-
terien, wie Alter, Wohnsitz, etwaiger Vermögensver-
fall sowie geistige und körperliche Gebrechen, die in
der Regel ohne Weiteres objektiv feststellbar sind,
lässt sich die Frage, ob eine Person „über hinrei-
chende Kenntnisse der deutschen Sprache“ verfügt,
zuverlässig erst nach einem eingehenden persönli-
chen Kontakt beantworten. Als Auswahlkriterium er-
scheinen die Sprachkenntnisse bei der derzeitigen
Ausgestaltung des Schöffenwahlverfahrens wenig
geeignet.

Eine Einbringung des Gesetzesvorhabens beim
Deutschen Bundestag wird daher nicht befürwortet.




